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Allgemeine Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung 
(ARB 2008 M 2.0) der ARAG SE 

 
 

1 Inhalt der Versicherung 
 

§ 1 Aufgaben der Rechtsschutzversicherung 

Die ARAG erbringt die für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers oder des Versicherten 
erforderlichen Leistungen im vereinbarten Umfang (Rechtsschutz). 

 
 
§ 2 Leistungsarten 

Der Umfang des Versicherungsschutzes kann in den Formen des § 21 bis § 29 vereinbart werden. Je nach Vereinbarung 
umfasst der Versicherungsschutz 

 
a) Schadenersatz-Rechtsschutz 

für die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, soweit diese nicht auch auf einer Vertragsverletzung oder 
einer Verletzung eines dinglichen Rechtes an Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen beruhen; 

 
b) Arbeits-Rechtsschutz 

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhältnissen sowie aus öfentlich-rechtlichen Dienstver-
hältnissen hinsichtlich dienst- und versorgungsrechtlicher Ansprüche; 

 
c) Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz 

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Miet- und Pachtverhältnissen, sonstigen Nutzungsverhältnissen 
und dinglichen Rechten, die Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile zum Gegenstand haben; 

 
d) Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht 

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus privatrechtlichen Schuldverhältnissen und dinglichen Rechten, 
soweit der Versicherungsschutz nicht in den Leistungsarten a), b) oder c) enthalten ist; 

 
e) Steuer-Rechtsschutz 

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in steuer- und abgaberechtlichen Angelegenheiten vor deutschen Fi-
nanz- und Verwaltungsgerichten sowie in Ein-/Widerspruchsverfahren, die diesen Gerichtsverfahren vorangehen; 

 
f) Sozial-Rechtsschutz 

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor deutschen Sozialgerichten sowie in Widerspruchsverfahren, die 
diesen Gerichtsverfahren vorangehen; 

 
g) Verwaltungs-Rechtsschutz 

aa) für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in verkehrsrechtlichen Angelegenheiten vor Verwaltungsbehör-
den und vor Verwaltungsgerichten; 

bb) für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in nicht-verkehrsrechtlichen Angelegenheiten 
1) vor deutschen Verwaltungsgerichten soweit der Versicherungsschutz nicht bereits in den Leistungsarten 

der Absätze b), c), e) oder h) enthalten ist; 
2) sowie in Widerspruchsverfahren, die diesen Gerichtsverfahren vorangehen;, 

 
h) Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz 

für die Verteidigung in Disziplinar- und Standesrechtsverfahren; 
 

i) Straf-Rechtsschutz 
für die Verteidigung wegen des Vorwurfes 
aa) eines verkehrsrechtlichen Vergehens. Wird rechtskräfig festgestellt, dass der Versicherungsnehmer das Ver-

gehen vorsätzlich begangen hat, ist er verpfichtet, der ARAG die Kosten zu erstatten, die diese für die Vertei-
digung wegen des Vorwurfes eines vorsätzlichen Verhaltens getragen hat; 

bb) eines sonstigen Vergehens, dessen vorsätzliche wie auch fahrlässige Begehung strafar ist, solange dem Versi-
cherungsnehmer ein fahrlässiges Verhalten vorgeworfen wird. Wird dem Versicherungsnehmer dagegen vor-
geworfen, ein solches Vergehen vorsätzlich begangen zu haben, besteht rückwirkend Versicherungsschutz, 
wenn nicht rechtskräfig festgestellt wird, dass er vorsätzlich gehandelt hat. 
Es besteht also bei dem Vorwurf eines Verbrechens kein Versicherungsschutz; ebenso wenig bei dem Vorwurf 
eines Vergehens, das nur vorsätzlich begangen werden kann (z.B. Beleidigung, Diebstahl, gefährliche Körper-
verletzung). Dabei kommt es weder auf die Berechtigung des Vorwurfes noch auf den Ausgang des Strafver-
fahrens an; 
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j) Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz 
für die Verteidigung wegen des Vorwurfes einer Ordnungswidrigkeit; 

 
k) erweiterter Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafs- und Erbrecht 

für Rat oder Auskunf eines in Deutschland zugelassenen Rechtsanwaltes in familien-, lebenspartnerschafs- und 
erbrechtlichen Angelegenheiten, wenn diese nicht mit einer anderen gebührenpfichtigen Tätigkeit des Rechtsan-
waltes zusammenhängen (§ 34 Rechtsanwaltsvergütungsgesetz – RVG). Wird der Rechtsanwalt über die Beratung 
hinaus außergerichtlich tätig, erstattet die ARAG Kosten bis zu 250 Euro je Rechtsschutzfall; diese Leistungserwei-
terung gilt nicht in unterhaltsrechtlichen Angelegenheiten. Für den erweiterten Beratungs-Rechtsschutz im Fami-
lien-, Lebenspartnerschafs- und Erbrecht gilt keine Selbstbeteiligung. 

 
l) Rechtsschutz in Ehesachen 

für die gerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versicherungsnehmers und seines ehelichen Leben-
spartners in familienrechtlichen Angelegenheiten wegen Scheidung und Scheidungsfolgesachen vor deutschen 
Familiengerichten; die Versicherungssumme je Rechtsschutzfall beträgt höchstens 30.000 Euro; je Rechtsschutz-
fall gilt eine Selbstbeteiligung von 500 Euro; 

 
m) Rechtsschutz in Unterhaltssachen 

für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in familienrechtlichen Streitigkeiten wegen gesetzlicher Unterhalts-
pfichten, über die im Falle einer gerichtlichen Auseinandersetzung ein deutsches Familiengericht zu entscheiden 
hätte, soweit der Versicherungsschutz nicht in der Leistungsart l) enthalten ist; die Versicherungssumme je 
Rechtsschutzfall beträgt höchstens 30.000 Euro; je Rechtsschutzfall gilt eine Selbstbeteiligung von 250 Euro; 

 
n) Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstrafaten 

1) für den Anschluss einer versicherten Person an eine vor einem deutschen Strafgericht erhobene öfentliche 
Klage als Nebenkläger, wenn die versicherte Person im privaten Bereich als Opfer einer der in § 395 Strafpro-
zessordnung (StPO) genannten Strafaten 
a) gegen die sexuelle Selbstbestimmung; 
b) gegen die körperliche Unversehrtheit; 
c) gegen die persönliche Freiheit ; 
d) gegen das Leben 
rechtswidrig verletzt oder betrofen ist. 

 
2) Der Rechtsschutz umfasst ferner auch die Tätigkeit eines Rechtsanwaltes als Verletztenbeistand für die versi-

cherte Person, wenn diese durch eine rechtswidrige Tat nach Absatz 1 verletzt ist. 
 
3) Vom Rechtsschutz erfasst wird weiter die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versicherten in nicht 

vermögensrechtlichen Angelegenheiten im Rahmen des so genannten Täter-Opfer-Ausgleiches nach § 46 a 
Zifer 1 Strafgesetzbuch (StGB). 

 
4) Ist die nebenklageberechtigte versicherte Person durch eine Strafat nach Absatz 1 verletzt und hat sie dauer-

hafe Körperschäden erlitten, erhält sie abweichend von f) Rechtsschutz auch für die außergerichtliche Gel-
tendmachung von Ansprüchen nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) und dem Opferentschädigungsgesetz (OEG) 
(Versorgungs-Rechtsschutz). 

 
5) Der Rechtsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, 

Mieter, Leasingnehmer und Fahrer von Motorfahrzeugen sowie Anhängern. 
 

o) Daten-Rechtsschutz vor Gerichten 
für die gerichtliche Abwehr von Ansprüchen Betrofener nach dem Bundesdatenschutzgesetz auf Auskunf, Be-
richtigung, Sperrung oder Löschung personenbezogener Daten, die der Versicherungsnehmer in seiner Eigen-
schaf als Gewerbetreibender, Freiberufer oder sonst Selbstständiger verarbeitet hat oder hat verarbeiten lassen. 

 
 
§ 3 Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten 

Rechtsschutz besteht nicht für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
 
(1) in ursächlichem Zusammenhang mit 

a) Krieg, feindseligen oder terroristischen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Streik, Aussperrung oder Erdbeben; 
 

b) Nuklear- und genetischen Schäden, soweit diese nicht auf eine medizinische Behandlung zurückzuführen sind; 
 

c) Bergbauschäden an Grundstücken und Gebäuden; 
 

d) aa) dem Erwerb oder der Veräußerung eines zu Bauzwecken bestimmten Grundstückes oder vom Versicherungs-
nehmer oder mitversicherten Personen nicht selbst zu Wohnzwecken genutzten Gebäudes oder Gebäudeteiles; 

bb) der Planung oder Errichtung eines Gebäudes oder Gebäudeteiles, das sich im Eigentum oder Besitz des Versi-
cherungsnehmers befndet oder das dieser zu erwerben oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt; 

cc) der genehmigungspfichtigen und/oder anzeigepfichtigen baulichen Veränderung eines Grundstückes, Ge-
bäudes oder Gebäudeteiles, das sich im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers befndet oder das 
dieser zu erwerben beabsichtigt; 
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dd) der Finanzierung eines der unter aa) bis cc) genannten Vorhaben; 
 
(2) a) zur Abwehr von Schadenersatzansprüchen, es sei denn, dass diese auf einer Vertragsverletzung beruhen, sowie zur 

Geltendmachung und Abwehr von Unterlassungsansprüchen, es sei denn, dass diese auf einer Vertragsverletzung 
oder einer Verletzung eines dinglichen Rechtes an Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen beruhen; 

 
b) aus kollektivem Arbeits- oder Dienstrecht; 

 
c) aus dem Recht der Handelsgesellschafen oder aus Anstellungsverhältnissen gesetzlicher Vertreter juristischer 

Personen; 
 

d) in ursächlichem Zusammenhang mit Patent-, Urheber-, Marken-, Domain-, Geschmacksmuster-, Gebrauchsmus-
terrechten oder sonstigen Rechten aus geistigem Eigentum; 

 
e) aus dem Kartell- oder sonstigem Wettbewerbsrecht; 

 
f) in ursächlichem Zusammenhang mit  

aa) Spiel- oder Wettverträgen, Termin- oder vergleichbaren Spekulationsgeschäfen sowie Gewinnzusagen; 
bb) dem Ankauf, der Veräußerung, der Verwaltung von  

• Wertpapieren (z.B. Aktien, Rentenwerte, Fondsanteile),  
• Wertrechten, die Wertpapieren gleichstehen (z.B. Schuldverschreibungen, auch solche der öfentlichen 

Hand),  
• Beteiligungen (z.B. an Kapitalanlagemodellen, stillen Gesellschafen, Genossenschafen) 
und deren Finanzierung; 

 
g) aus dem Bereich des Familien-, Lebenspartnerschafs- und Erbrechtes, soweit nicht der erweiterte Beratungs-

Rechtsschutz gemäß § 2 k), der Rechtsschutz in Ehesachen gemäß § 2 l) oder der Rechtsschutz in Unterhaltssa-
chen gemäß § 2 m) betrofen ist; 

 
h) aus dem Rechtsschutzversicherungsvertrag gegen die ARAG oder das für diese tätige Schadenabwicklungsunter-

nehmen; 
 

i) wegen der steuerlichen Bewertung von Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen sowie wegen Erschließungs- 
und sonstigen Anliegerabgaben, es sei denn, dass es sich um laufend erhobene Gebühren für die Grundstücksver-
sorgung handelt; 

 
(3) a) in Verfahren vor Verfassungsgerichten; 
 

b) in Verfahren vor internationalen oder supranationalen Gerichtshöfen, soweit es sich nicht um die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen von Bediensteten internationaler oder supranationaler Organisationen aus Arbeitsverhält-
nissen oder öfentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen handelt; 

 
c) aa) in ursächlichem Zusammenhang mit einem Insolvenzverfahren, das über das Vermögen des Versicherungs-

nehmers eröfnet wurde oder eröfnet werden soll; 
bb) als Gläubiger in einem Insolvenzverfahren über das Vermögen einer anderen Person; ausgenommen hiervon 

ist die Anmeldung der Forderungen zur Insolvenztabelle; 
 

d) in Enteignungs-, Planfeststellungs-, Flurbereinigungs- sowie im Baugesetzbuch geregelten Angelegenheiten; 
 

e) in Ordnungswidrigkeiten- und Verwaltungsverfahren wegen eines Halt- oder Parkverstoßes; 
 

f) in Asyl- und Ausländerrechtsverfahren; 
 

g) in Verwaltungsverfahren, 
•  in denen es um Subventionsangelegenheiten geht; 
•  die dem Schutz der Umwelt dienen; 
•  über die Vergabe von Studienplätzen; 

 
(4) a) mehrerer Versicherungsnehmer desselben Rechtsschutzversicherungsvertrages untereinander, mitversicherter 

Personen untereinander und mitversicherter Personen gegen den Versicherungsnehmer; dies gilt nicht im Rechts-
schutz in Ehesachen gemäß § 2 l); 

 
b) sonstiger Lebenspartner (nicht ehelicher oder nicht eingetragener Lebenspartner gleich welchen Geschlechts) un-

tereinander in ursächlichem Zusammenhang mit der Partnerschaf, auch nach deren Beendigung; 
 

c) aus Ansprüchen oder Verbindlichkeiten, die nach Eintritt des Rechtsschutzfalles auf den Versicherungsnehmer 
übertragen worden oder übergegangen sind; 

 
d) aus vom Versicherungsnehmer in eigenem Namen geltend gemachten Ansprüchen anderer Personen oder aus ei-

ner Hafung für Verbindlichkeiten anderer Personen; 
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(5) soweit in den Fällen des § 2 a) bis h), m) und o) der Versicherungsnehmer den Rechtsschutzfall vorsätzlich und rechts-
widrig herbeigeführt hat. Stellt sich ein solcher Zusammenhang im Nachhinein heraus, ist der Versicherungsnehmer 
zur Rückzahlung der Leistungen verpfichtet, die die ARAG für ihn erbracht hat. 

 
 
§ 3 a Ablehnung des Rechtsschutzes wegen mangelnder Erfolgsaussichten oder Mutwilligkeit 

(1) Die ARAG kann den Rechtsschutz ablehnen, wenn ihrer Aufassung nach, 
a) in einem der Fälle des § 2 a) bis g), k), m) und o) die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen keine hinreichende 

Aussicht auf Erfolg hat 
oder 

 
b) die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen mutwillig ist.  

Mutwilligkeit liegt dann vor, wenn der durch die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen voraussichtlich entste-
hende Kostenaufwand unter Berücksichtigung der berechtigten Belange der Versichertengemeinschaf in einem 
groben Missverhältnis zum angestrebten Erfolg steht. 
Die Ablehnung ist dem Versicherungsnehmer in diesen Fällen unverzüglich unter Angabe der Gründe schriflich 
mitzuteilen. 

 
c) Nachschieben der Ablehnungsgründe 

Hat die ARAG den Rechtsschutz aus anderen Gründen abgelehnt und widerspricht der Versicherungsnehmer die-
ser Ablehnung, so kann die ARAG den Rechtsschutz aus den Gründen des Buchstabens a) oder b) nur dann ableh-
nen, wenn sie dies dem Versicherungsnehmer danach unverzüglich unter Angabe der Gründe, die zur Ablehnung 
nach einer dieser Zifern geführt hat, in Textform mitteilt. 

 
(2) Hinweispficht auf Schiedsgutachterverfahren und Stichentscheid 

Mit der Mitteilung über die Rechtsschutzablehnung ist der Versicherungsnehmer darauf hinzuweisen, dass er, soweit 
er der Aufassung der ARAG nicht zustimmt und seinen Anspruch auf Rechtsschutz aufrechterhält, innerhalb eines 
Monats  
a) entweder die Einleitung eines Schiedsgutachterverfahrens von der ARAG verlangen kann, 

oder 
b) den für ihn tätigen oder noch zu beaufragenden Rechtsanwalt veranlassen kann, der ARAG gegenüber eine be-

gründete Stellungnahme darüber abzugeben, dass die Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen nicht mutwil-
lig erscheint und hinreichende Aussicht auf Erfolg bietet. 

 
Mit dem Hinweis nach Absatz 2 a) ist der Versicherungsnehmer aufzufordern, alle nach seiner Aufassung für die 
Durchführung des Schiedsgutachterverfahrens wesentlichen Mitteilungen und Unterlagen innerhalb der Monatsfrist 
der ARAG zuzusenden. 

 
(3) a) Durchführung des Schiedsgutachterverfahrens 

Verlangt der Versicherungsnehmer die Durchführung eines Schiedsgutachterverfahrens, hat die ARAG dieses Ver-
fahren innerhalb eines Monates einzuleiten und den Versicherungsnehmer hierüber zu unterrichten. Sind zur 
Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers Fristen zu wahren und entstehen hierdurch 
Kosten, ist die ARAG verpfichtet, diese Kosten in dem zur Fristwahrung notwendigen Umfang bis zum Abschluss 
des Schiedsgutachterverfahrens unabhängig von dessen Ausgang zu tragen. Leitet die ARAG das Schiedsgut-
achterverfahren nicht fristgemäß ein, gilt ihre Leistungspficht in dem Umfang, in dem der Versicherungsnehmer 
den Rechtsschutzanspruch geltend gemacht hat, als festgestellt. 
 

b) Person des Schiedsgutachters 
Schiedsgutachter im Sinne des Absatzes 2 a) ist ein seit mindestens fünf Jahren zur Rechtsanwaltschaf zugelasse-
ner Rechtsanwalt, der von dem Präsidenten der für den Wohnsitz des Versicherungsnehmers zuständigen Rechts-
anwaltskammer benannt wird. Dem Schiedsgutachter sind von der ARAG alle ihr vorliegenden Mitteilungen und 
Unterlagen, die für die Durchführung des Schiedsgutachtens wesentlich sind, zur Verfügung zu stellen. Er ent-
scheidet im schriflichen Verfahren. 

 
(4) Bindende Entscheidung 

Die Entscheidung des Schiedsgutachters bzw. der Stichentscheid des Rechtsanwaltes ist für beide Teile bindend; für 
den Stichentscheid gilt dies jedoch nur unter der Voraussetzung, dass er nicht ofenbar von der wirklichen Sach- oder 
Rechtslage erheblich abweicht. 

 
(5) Kosten 

Die durch das Schiedsgutachterverfahren bzw. den Stichentscheid entstehenden Kosten trägt die ARAG. 
 
 
§ 4 Voraussetzung für den Anspruch auf Rechtsschutz 

(1) Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles 
a) im Schadenersatz-Rechtsschutz gemäß § 2 a) von dem Schadenereignis an, das dem Anspruch zugrunde liegt; 
b) im erweiterten Beratungs-Rechtsschutz für Familien-, Lebenspartnerschafs- und Erbrecht gemäß § 2 k) sowie im 

Rechtsschutz in Ehesachen nach § 2 l) von dem Ereignis an, das die Änderung der Rechtslage des Versicherungs-
nehmers oder einer mitversicherten Person zur Folge hat; 
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c) in allen anderen Fällen von dem Zeitpunkt an, in dem der Versicherungsnehmer oder ein anderer einen Verstoß 
gegen Rechtspfichten oder Rechtsvorschrifen begangen hat oder begangen haben soll. 

 
Die Voraussetzungen nach a) bis c) müssen nach Beginn des Versicherungsschutzes gemäß § 7 und vor dessen Beendi-
gung eingetreten sein. 

 
Für nachstehend genannte Leistungsarten besteht Versicherungsschutz jedoch erst nach Ablauf eines bestimmten 
Zeitraumes nach Versicherungsbeginn (Wartezeit): 
• drei Monate Wartezeit gelten für Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c) 

sowie Verwaltungs-Rechtsschutz in nicht-verkehrsrechtlichen Angelegenheiten (§ 2 g) bb); 
• 1 Jahr Wartezeit gilt für Rechtsschutz in Unterhaltssachen (§ 2 m); 
• 3 Jahre Wartezeit gelten für Rechtsschutz in Ehesachen vor Gerichten (§ 2 l). 

 
(2) Erstreckt sich der Rechtsschutzfall über einen Zeitraum, ist dessen Beginn maßgeblich. Sind für die Wahrnehmung 

rechtlicher Interessen mehrere Rechtsschutzfälle ursächlich, ist der erste entscheidend, wobei jedoch jeder Rechts-
schutzfall außer Betracht bleibt, der länger als ein Jahr vor Beginn des Versicherungsschutzes für den betrofenen Ge-
genstand der Versicherung eingetreten oder, soweit sich der Rechtsschutzfall über einen Zeitraum erstreckt, beendet 
ist. 

 
(3) Es besteht kein Rechtsschutz, wenn 

a) eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des Versicherungsschutzes vorgenommen wurde, den 
Verstoß nach Absatz 1 c) ausgelöst hat; 

 
b) der Anspruch auf Rechtsschutz erstmals später als drei Jahre nach Beendigung des Versicherungsschutzes für den 

betrofenen Gegenstand der Versicherung geltend gemacht wird. 
 
(4) Im Steuer-Rechtsschutz gemäß § 2 e) besteht kein Rechtsschutz, wenn die tatsächlichen oder behaupteten Vorausset-

zungen für die der Angelegenheit zugrunde liegende Steuer- oder Abgabefestsetzung vor dem im Versicherungsschein 
bezeichneten Versicherungsbeginn eingetreten sind oder eingetreten sein sollen. 

 
 
§ 4 a Versichererwechsel 

(1) Abweichend von § 4 Absätze 3 und 4 besteht Anspruch auf Rechtsschutz, wenn 
a) eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des Versicherungsschutzes vorgenommen wurde, in 

die Vertragslaufzeit eines Vorversicherers fällt und der Verstoß gemäß 2§ 4 Absatz 1 c) erst während der Vertrags-
laufzeit des Versicherungsvertrages eintritt; dies gilt allerdings nur dann, wenn bezüglich des betrofenen Risikos 
lückenloser Versicherungsschutz besteht; 

 
b) der Rechtsschutzfall in die Vertragslaufzeit eines Vorversicherers fällt und der Anspruch auf Rechtsschutz später 

als drei Jahre nach Ende der Vertragslaufzeit eines Vorversicherers gegenüber der ARAG geltend gemacht wird; 
dies gilt allerdings nur dann, wenn der Versicherungsnehmer die Meldung beim Vorversicherer nicht vorsätzlich 
oder grob fahrlässig versäumt hat und bezüglich des betrofenen Risikos lückenloser Versicherungsschutz besteht; 

 
c) im Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e) die tatsächlichen oder behaupteten Voraussetzungen für die der Angelegenheit zu-

grunde liegende Steuer- oder Abgabenfestsetzung während der Laufzeit eines Vorversicherers eingetreten sind 
oder eingetreten sein sollen und der Verstoß gemäß § 4 Absatz 1 c) erst während der Vertragslaufzeit des Versiche-
rungsvertrages eintritt; dies gilt allerdings nur dann, wenn bezüglich des betrofenen Risikos lückenloser Versiche-
rungsschutz besteht. 

 
(2) Rechtsschutz wird in dem Umfang gewährt, der zum Zeitpunkt des Eintritts des Rechtsschutzfalles bestanden hat, 

höchstens jedoch in dem Umfang des Vertrages der ARAG. 
 
 
§ 5 Leistungsumfang 

(1) Die ARAG erbringt und vermittelt Dienstleistungen zur rechtlichen Interessenwahrnehmung und trägt 
a) bei Eintritt des Rechtsschutzfalles im Inland die Vergütung eines für den Versicherungsnehmer tätigen Rechtsan-

waltes bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines am Ort des zuständigen Gerichtes ansässigen Rechtsanwal-
tes. Die ARAG trägt in Fällen, in denen das Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG) für die Erteilung eines mündli-
chen oder schriflichen Rates oder einer Auskunf (Beratung), die nicht mit einer anderen gebührenpfichtigen 
Tätigkeit zusammenhängt, und für die Ausarbeitung eines Gutachtens keine der Höhe nach bestimmte Gebühr 
festsetzt, je Rechtsschutzfall die übliche Vergütung, höchstens jedoch 250 Euro, und für ein erstes Beratungsge-
spräch höchstens 190 Euro. 
Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luflinie vom zuständigen Gericht entfernt und erfolgt eine ge-
richtliche Wahrnehmung seiner Interessen, trägt die ARAG bei den Leistungsarten gemäß § 2 a) bis g), l), m), und o) 
in der ersten Instanz weitere Kosten für einen im Landgerichtsbezirk des Versicherungsnehmers ansässigen 
Rechtsanwalt bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines Rechtsanwaltes, der lediglich den Verkehr mit dem 
Prozessbevollmächtigten führt, oder stattdessen in gleicher Höhe Reisekosten und Abwesenheitsgelder des für 
den Versicherungsnehmer tätigen Rechtsanwaltes; 
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b) bei Eintritt eines Rechtsschutzfalles im Ausland die angemessene Vergütung eines für den Versicherungsnehmer 
tätigen, am Ort des zuständigen Gerichtes ansässigen ausländischen oder eines im Inland zugelassenen Rechts-
anwaltes. Im letzteren Fall trägt die ARAG die Vergütung bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung, die entstanden 
wäre, wenn das Gericht, an dessen Ort der Rechtsanwalt ansässig ist, zuständig wäre. § 5 Absatz 1 a) Satz 2 gilt ent-
sprechend. 
Wohnt der Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luflinie vom zuständigen Gericht entfernt und ist ein auslän-
discher Rechtsanwalt für den Versicherungsnehmer tätig, trägt die ARAG in der ersten Instanz weitere Kosten für 
einen im Landgerichtsbezirk des Versicherungsnehmers ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe der gesetzlichen 
Vergütung eines Rechtsanwaltes, der lediglich den Verkehr mit dem ausländischen Rechtsanwalt führt. 
Ist der Rechtsschutzfall durch einen Kraffahrzeugunfall im europäischen Ausland eingetreten und eine zunächst 
betriebene Regulierung mit dem Schadenregulierungsbeaufragten beziehungsweise der Entschädigungsstelle im 
Inland erfolglos geblieben, so dass eine Rechtsverfolgung im Ausland notwendig wird, trägt die ARAG zusätzlich 
die Kosten eines inländischen Rechtsanwaltes bei der Regulierung mit dem Schadenregulierungsbeaufragten be-
ziehungsweise der Entschädigungsstelle im Inland im Rahmen der gesetzlichen Gebühren bis zur Höhe einer 1,5-
fachen Gebühr nach § 13 RVG für dessen gesamte Tätigkeit. 
Bei Eintritt eines Rechtsschutzfalles im Rahmen des § 6 Absatz 2 trägt die ARAG die Vergütung eines für den Versi-
cherungsnehmer tätigen ausländischen Rechtsanwaltes bis zur Höhe der gesetzlichen Gebühren, die bei der 
Wahrnehmung der rechtlichen Interessen in Deutschland durch einen deutschen Rechtsanwalt nach deutschem 
Gebührenrecht und unter Ansatz der in Deutschland üblichen Gegenstands- und Streitwerte angefallen wären; 

 
c) die Gerichtskosten einschließlich der Entschädigung für Zeugen und Sachverständige, die vom Gericht herangezo-

gen werden, sowie die Kosten des Gerichtsvollziehers; 
 

d) die Gebühren eines Schieds-, Schlichtungs- oder Mediationsverfahrens bis zur Höhe der Gebühren, die im Falle der 
Anrufung eines zuständigen staatlichen Gerichtes erster Instanz entstehen; 

 
e) die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehörden einschließlich der Entschädigung für Zeugen und Sachverstän-

dige, die von der Verwaltungsbehörde herangezogen werden, sowie die Kosten der Vollstreckung im Verwaltungs-
wege; 

 
f) die übliche Vergütung 

aa) eines öfentlich bestellten technischen Sachverständigen oder einer rechtsfähigen technischen Sachverstän-
digenorganisation in Fällen der  
• Verteidigung in verkehrsrechtlichen Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren, 
• Wahrnehmung der rechtlichen Interessen aus Kauf- und Reparaturverträgen von Motorfahrzeugen zu Lan-

de sowie Anhängern; 
bb) eines im Ausland ansässigen Sachverständigen in Fällen der Geltendmachung von Ersatzansprüchen wegen 

der im Ausland eingetretenen Beschädigung eines Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers; 
 

g) die Kosten der Reisen des Versicherungsnehmers zum Gericht, wenn sein Erscheinen als Beschuldigter oder Partei 
vorgeschrieben und zur Vermeidung von Rechtsnachteilen erforderlich ist. Die Reisekosten zu einem inländischen 
Gericht werden jedoch nur übernommen, wenn über die Voraussetzungen in Satz 1 hinaus der Versicherungsneh-
mer mehr als 100 km Luflinie vom Gerichtsort entfernt wohnt. Die Kosten werden bis zur Höhe der für Geschäfs-
reisen von deutschen Rechtsanwälten geltenden Sätze übernommen; 

 
h) die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen entstandenen Kosten, soweit der Versiche-

rungsnehmer zu deren Erstattung aufgrund eines Kostenfestsetzungsbeschlusses verpfichtet ist. 
 
(2) a) Der Versicherungsnehmer kann die Übernahme der von der ARAG zu tragenden Kosten verlangen, sobald er 

nachweist, dass er zu deren Zahlung verpfichtet ist oder diese Verpfichtung bereits erfüllt hat. 
 

b) Vom Versicherungsnehmer in fremder Währung aufgewandte Kosten werden diesem in Euro zum Wechselkurs 
des Tages erstattet, an dem diese Kosten vom Versicherungsnehmer gezahlt wurden. 

 
(3) Die ARAG trägt nicht  

a) Kosten, die der Versicherungsnehmer ohne Rechtspficht übernommen hat; 
 

b) Kosten, 
aa) die bei einer einverständlichen Erledigung durch Vergleich nicht dem Verhältnis des vom Versicherungsneh-

mer angestrebten Ergebnisses zum erzielten Ergebnis entsprechen, es sei denn, dass eine hiervon abweichen-
de Kostenverteilung gesetzlich vorgeschrieben ist; 

bb) soweit sie bei einer einverständlichen Erledigung durch Vergleich auf der Einbeziehung nicht streitiger Gegen-
stände beruhen; 

 
c) die im Versicherungsschein vereinbarte Selbstbeteiligung je Rechtsschutzfall; 

 
d) Kosten, die aufgrund der vierten oder jeder weiteren Zwangsvollstreckungsmaßnahme je Vollstreckungstitel ent-

stehen; 
e) Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, die später als fünf Jahre nach Rechtskraf des Vollstre-

ckungstitels eingeleitet werden; 
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f) Kosten für Strafvollstreckungsverfahren jeder Art nach Rechtskraf einer Geldstrafe oder -buße unter 250 Euro; 
 

g) Kosten, zu deren Übernahme ein anderer verpfichtet wäre, wenn der Rechtsschutzversicherungsvertrag nicht be-
stünde; 

 
h) Kosten, die im Rahmen von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen in Bezug auf gewerblich genutzte Grundstücke, 

Gebäude oder Gebäudeteile für eine erforderliche umweltbedingte Beseitigung und Entsorgung von Schadstofen 
und Abfällen entstehen; 

 
i) Kosten, die bei Teileintrittspficht auf den nicht gedeckten Teil entfallen. Trefen Ansprüche zusammen, für die 

teils Versicherungsschutz besteht, teils nicht, trägt die ARAG nur den Teil der angefallenen Kosten, der dem Ver-
hältnis des Wertes des gedeckten Teils zum Gesamtstreitwert (Quote) entspricht. In den Fällen des § 2 h) bis j) so-
wie n) 1) bis 3) richtet sich der von der ARAG zu tragende Kostenanteil nach Gewichtung und Bedeutung der ein-
zelnen Vorwürfe im Gesamtzusammenhang 

 
j) die Umsatzsteuer, soweit der Versicherungsnehmer zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 

 
(4) Die ARAG zahlt in jedem Rechtsschutzfall höchstens die vereinbarte Versicherungssumme. Zahlungen für den Versiche-

rungsnehmer und mitversicherte Personen aufgrund desselben Rechtsschutzfalles werden hierbei zusammengerechnet. 
Dies gilt auch für Zahlungen aufgrund mehrerer Rechtsschutzfälle, die zeitlich und ursächlich zusammenhängen. 

 
(5) Die ARAG sorgt 

a) für die Übersetzung der für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers im Ausland 
notwendigen schriflichen Unterlagen und trägt die dabei anfallenden Kosten; 

 
b) für die Zahlung eines zinslosen Darlehns bis zu der vereinbarten Höhe für eine Kaution, die gestellt werden muss, 

um den Versicherungsnehmer einstweilen von Strafverfolgungsmaßnahmen zu verschonen; 
 

c) für die Auswahl und Beaufragung eines Dolmetschers, wenn der Versicherungsnehmer, sein mitversicherter Le-
benspartner oder die mitversicherten Kinder im Ausland verhafet oder mit Haf bedroht werden, und trägt auch 
die hierfür anfallenden Kosten; ferner benachrichtigt sie in diesen Fällen von den Versicherten benannte Personen 
und bei Bedarf diplomatische Vertretungen; 

 
d) auf Wunsch des Versicherungsnehmers für die Aufewahrung von Kopien wichtiger privater Unterlagen und priva-

ter Dokumente, um im Notfall schnell Ersatz beschafen zu können. Voraussetzung ist, dass der Versicherungs-
nehmer die Kopien rechtzeitig, d.h. mindestens vierzehn Tage vor der Reise, an die ARAG sendet. 
Verliert der Versicherungsnehmer, sein mitversicherter Lebenspartner oder die mitversicherten Kinder auf einer 
Reise im Ausland ein für die Reise benötigtes privates Dokument, benennt die ARAG bei Bedarf diplomatische Ver-
tretungen und übernimmt die dort anfallenden Gebühren für die Erstellung von Ersatzdokumenten. 
Reise ist jede mehrtägige Abwesenheit vom ständigen Wohnsitz bis zu einer Höchstdauer von einem Jahr. 

 
(6) Alle Bestimmungen, die den Rechtsanwalt betrefen, gelten entsprechend 

a) in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und im erweiterten Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, Le-
benspartnerschafs- und Erbrecht (§ 2 k) für Notare; 

 
b) im Steuer-Rechtsschutz gemäß § 2 e) für Angehörige der steuerberatenden Berufe; 

 
c) bei Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Ausland für dort ansässige rechts- und sachkundige Bevollmächtigte. 

 
 
§ 6 Örtlicher Geltungsbereich 

(1) Rechtsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in Europa, den Anliegerstaaten des Mittelmee-
res, auf den Kanarischen Inseln, den Azoren oder auf Madeira erfolgt und ein Gericht oder eine Behörde in diesem Be-
reich gesetzlich zuständig ist oder zuständig wäre, wenn ein gerichtliches oder behördliches Verfahren eingeleitet wer-
den würde. 

 
(2) Für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen außerhalb des Geltungsbereiches nach Absatz 1 trägt die ARAG bei 

Rechtsschutzfällen, die dort während eines längstens ein Jahr dauernden Aufenthaltes eintreten, sowie – wenn Rechts-
schutz im Vertrags- und Sachenrecht vereinbart ist – bei privaten Verträgen, die über das Internet abgeschlossen wer-
den, die Kosten nach § 5 Absatz 1 bis zu einem Höchstbetrag von 100.000 Euro. 
Ausgeschlossen ist die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in ursächlichem Zusammenhang mit dem Erwerb oder der 
Veräußerung von dinglichen Rechten oder Teilzeitnutzungsrechten (Timesharing) an Grundstücken, Gebäuden oder Ge-
bäudeteilen. 
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2 Versicherungsverhältnis 
 

§ 7 Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungs-
nehmer den ersten oder einmaligen Beitrag unverzüglich nach Fälligkeit im Sinne von § 9 B. Absatz 1 Satz 1 zahlt. Eine 
vereinbarte Wartezeit bleibt unberührt. 

 
 
§ 8 Dauer und Ende des Vertrages 

(1) Vertragsdauer 
Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abgeschlossen. 
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vor-
gesehenen Zeitpunkt. 

 
(2) Stillschweigende Verlängerung und Kündigung 

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem 
Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung zugegan-
gen ist. 

 
(3) Kündigung bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren 

Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag schon zum Ablauf des dritten oder jedes darauf fol-
genden Jahres gekündigt werden; die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablauf 
des jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen sein. 

 
(4) Textform der Kündigung 

Eine Kündigung nach dieser Vorschrif bedarf der Textform, gleich ob die Kündigung durch den Versicherungsnehmer 
oder die ARAG erfolgt. 

 
 
§ 9 Beitrag 

A. Beitrag und Versicherungsteuer 
Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Ge-
setz bestimmten Höhe zu entrichten hat. 

 
 
B. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einmaliger Beitrag 
(1) Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung 

Der erste oder einmalige Beitrag wird – unabhängig vom Bestehen eines Widerrufsrechts – unverzüglich nach Ab-
schluss des Vertrages fällig, jedoch nicht vor dem im Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn. 
Ist Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags. 

 
(2) Späterer Beginn des Versicherungsschutzes 

Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeit-
punkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt, sofern der Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform oder durch einen aufälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerk-
sam gemacht wurde. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu ver-
treten hat. 

 
(3) Rücktritt 

Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann die ARAG vom Vertrag zu-
rücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Die ARAG kann nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

 
 
C. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag 
(1) Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung 

Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums 
fällig. Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung angege-
benen Zeitpunkt erfolgt. 

 
(2) Verzug 

Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, 
dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. Die ARAG ist berechtigt, Ersatz des ihr durch den Verzug ent-
standenen Schadens zu verlangen. 
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(3) Zahlungsauforderung 
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann die ARAG dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Text-
form eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, 
wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Einzelnen bezifert und die Rechtsfolgen an-
gibt, die nach den Absätzen 4 und 5 mit dem Fristablauf verbunden sind. 

 
(4) Kein Versicherungsschutz 

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung im Verzug, besteht ab diesem 
Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsauforderung nach Absatz 3 darauf hin-
gewiesen wurde. 

 
(5) Kündigung 

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung im Verzug, kann die ARAG den 
Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn sie den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsauforderung nach 
Absatz 3 darauf hingewiesen hat. Die Kündigung nach dieser Vorschrif bedarf der Textform. 
Hat die ARAG gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats den angemahnten Be-
trag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem in Absatz 4 genannten Zeitpunkt (Ablauf der 
Zahlungsfrist) und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungsschutz. 

 
 
D. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschrifermächtigung 
(1) Rechtzeitige Zahlung 

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem im 
Versicherungsschein angegebenen Fälligkeitstag eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer be-
rechtigten Einziehung nicht widerspricht. 
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers von der ARAG nicht eingezogen werden, ist die 
Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abgegebenen Zahlungsauforde-
rung der ARAG erfolgt. 

 
(2) Beendigung des Lastschrifverfahrens 

Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen 
hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden 
kann, ist die ARAG berechtigt, künfig Zahlung außerhalb des Lastschrifverfahrens zu verlangen. Der Versicherungs-
nehmer ist zur Übermittlung des Beitrages erst verpfichtet, wenn er von der ARAG hierzu in Textform aufgefordert 
worden ist. 

 
 
E. Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versi-
cherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist. Ferner kann die ARAG für die Zukunf jährliche Beitragszah-
lung im Voraus verlangen. 

 
 
F. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat die ARAG, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den 
Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. 

 
 
§ 10 Beitragsanpassung 

1) Um die dauernde Erfüllbarkeit der Verpfichtungen aus den Rechtsschutzverträgen und eine risikoadääuate Tarife-
rung sicherzustellen, überprüf die ARAG mindestens alle drei Jahre, ob die der Tariferung zugrunde liegenden Beiträ-
ge beibehalten werden können oder ob die Notwendigkeit einer Anpassung (Erhöhung oder Absenkung) besteht. 
Durch die für die Anpassung maßgebende neue Kalkulation wird für gleichartige Produkte und Kundensegmente er-
mittelt, ob sich die bisherige Bedarfsprämie aufgrund der seit ihrer Festsetzung eingetretenen und zu erwartenden 
Schaden- und Kostenentwicklung verändert hat. Unter Schadenentwicklung fallen vergangene und zukünfig zu erwar-
tende Schadenaufwendungen sowie interne und externe Schadenregulierungskosten. Unter Kostenentwicklung fallen 
vergangene und zukünfig zu erwartende Sach-, Personal-, Rückversicherungs- und Kapitalkosten. 
Ein Aktuar stellt sicher, dass die Kalkulation nach aktuariellen Grundsätzen erfolgt. 

 
(3) Ergibt die Überprüfung höhere als die bisherigen Bedarfsprämien, so ist die ARAG berechtigt, die Folgebeiträge ab der 

nächsten Hauptfälligkeit im entsprechenden Verhältnis anzuheben. Sind die neuen Beiträge niedriger als die bisheri-
gen, so ist die ARAG verpfichtet, die Folgebeiträge ab der nächsten Hauptfälligkeit im entsprechenden Verhältnis ab-
zusenken. 
Eine Beitragserhöhung/-ermäßigung unterbleibt, wenn die Beitragsanpassung zu einer Erhöhung/Ermäßigung der je-
weiligen Bedarfsprämien um weniger als 3 % führt. Die Beitragserhöhung ist durch den Beitrag für einen vergleichba-
ren Rechtsschutz (gleiche Tarifmerkmale, gleiche Kundensegmente, gleicher Deckungsumfang) im Neugeschäf be-
grenzt. 
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(4) Der Versicherungsnehmer kann den Rechtsschutzvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung der 
ARAG mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Beitragserhöhung wirksam 
werden sollte.  
Die ARAG hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss 
dem Versicherungsnehmer spätestens einen Monat vor dem Wirksamwerden der Beitragserhöhung zugehen. 
Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein Kündigungsrecht. 

 
 
§ 11 Änderung der für die Beitragsberechnung wesentlichen Umstände 

(1) Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem Tarif der ARAG einen höheren als den vereinbarten Bei-
trag rechtfertigt, kann die ARAG vom Eintritt dieses Umstandes an für die hierdurch entstandene höhere Gefahr den 
höheren Beitrag verlangen. Wird die höhere Gefahr nach dem Tarif der ARAG auch gegen einen höheren Beitrag nicht 
übernommen, kann die ARAG die Absicherung der höheren Gefahr ausschließen. Erhöht sich der Beitrag wegen der 
Gefahrerhöhung um mehr als 10 % oder schließt die ARAG die Absicherung der höheren Gefahr aus, kann der Versi-
cherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung der ARAG ohne Einhaltung einer 
Frist kündigen. In der Mitteilung hat die ARAG den Versicherungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. Die 
ARAG kann ihre Rechte nur innerhalb eines Monats nach Kenntnis ausüben. 

 
(2) Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem Tarif der ARAG einen geringeren als den vereinbarten 

Beitrag rechtfertigt, kann die ARAG vom Eintritt dieses Umstandes an nur noch den geringeren Beitrag verlangen. Zeigt 
der Versicherungsnehmer diesen Umstand der ARAG später als zwei Monate nach dessen Eintritt an, wird der Beitrag 
erst vom Eingang der Anzeige an herabgesetzt. 

 
(3) Der Versicherungsnehmer hat der ARAG innerhalb eines Monates nach Zugang einer Auforderung die zur Beitragsbe-

rechnung erforderlichen Angaben zu machen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pficht, kann die ARAG den Ver-
trag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen, wenn die Pfichtverletzung vorsätzlich oder grobfahrlässig 
war. Das Nichtvorliegen der groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. bis zum Fristablauf diese 
Angaben vorsätzlich unrichtig oder unterlässt er die erforderlichen Angaben vorsätzlich und tritt der Rechtsschutzfall 
später als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein, in dem die Angaben der ARAG hätten zugehen müssen, so hat der Ver-
sicherungsnehmer keinen Versicherungsschutz, es sei denn, der ARAG war der Eintritt des Umstandes zu diesem Zeit-
punkt bekannt. Beruht das Unterlassen der erforderlichen Angaben oder die unrichtige Angabe auf grober Fahrlässig-
keit, kann die ARAG den Umfang des Versicherungsschutzes in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis kürzen. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der 
Versicherungsnehmer zu beweisen. Der Versicherungsnehmer hat gleichwohl Versicherungsschutz, wenn zum Zeit-
punkt des Rechtsschutzfalles die Frist für die Kündigung der ARAG abgelaufen war und sie nicht gekündigt hat. Glei-
ches gilt, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahr weder für den Eintritt des Rechtsschutzfalls noch 
den Umfang der Leistung der ARAG ursächlich war. 

 
(4) Die vorstehenden Regelungen fnden keine Anwendung, wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach 

den Umständen als vereinbart anzusehen ist, dass die Gefahrerhöhung mitversichert sein soll. 
 
(5) Eine Kündigung nach dieser Vorschrif bedarf der Textform, gleich ob die Kündigung durch den Versicherungsnehmer 

oder die ARAG erfolgt.  
 
 
§ 12 Wegfall des versicherten Interesses 

(1) Der Vertrag endet, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, zu dem Zeitpunkt, zu dem die ARAG davon Kenntnis er-
hält, dass das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung weggefallen ist. In diesem Fall steht ihr der Bei-
trag zu, den sie hätte erheben können, wenn die Versicherung nur bis zum Zeitpunkt der Kenntniserlangung beantragt 
worden wäre. 

 
(2) Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers besteht der Versicherungsschutz bis zum Ende der laufenden Beitrags-

periode fort, soweit der Beitrag am Todestag gezahlt war und nicht aus sonstigen Gründen ein Wegfall des Gegenstan-
des der Versicherung vorliegt. Wird der nach dem Todestag nächstfällige Beitrag bezahlt, bleibt der Versicherungs-
schutz in dem am Todestag bestehenden Umfang aufrechterhalten. Derjenige, der den Beitrag gezahlt hat oder für den 
gezahlt wurde, wird anstelle des Verstorbenen Versicherungsnehmer. Er kann innerhalb eines Jahres nach dem Todes-
tag die Aufebung des Versicherungsvertrages mit Wirkung ab dem Todestag verlangen. 

 
(3) Wechselt der Versicherungsnehmer die im Versicherungsschein bezeichnete, selbst genutzte Wohnung oder das 

selbst genutzte Einfamilienhaus, geht der Versicherungsschutz auf das neue Objekt über. Versichert sind Rechts-
schutzfälle, die im Zusammenhang mit der Eigennutzung stehen, auch soweit sie erst nach dem Auszug aus dem bis-
herigen Objekt eintreten. Das Gleiche gilt für Rechtsschutzfälle, die sich auf das neue Objekt beziehen und vor dessen 
geplantem oder tatsächlichem Bezug eintreten. 

 
(4) Wechselt der Versicherungsnehmer ein Objekt, das er für seine gewerbliche, freiberufiche oder sonstige selbstständi-

ge Tätigkeit selbst nutzt, fndet Absatz 3 entsprechende Anwendung, wenn das neue Objekt nach dem Tarif der ARAG 
weder nach der Größe noch nach Miet- oder Pachthöhe einen höheren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt. 
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§ 13 Kündigung nach Rechtsschutzfall 

(1) Lehnt die ARAG den Rechtsschutz ab, obwohl sie zur Leistung verpfichtet ist, kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag vorzeitig kündigen. 

 
(2) Bejaht die ARAG ihre Leistungspficht für mindestens zwei innerhalb von vierundzwanzig Monaten eingetretene 

Rechtsschutzfälle, sind der Versicherungsnehmer und die ARAG nach Anerkennung der Leistungspficht für den zwei-
ten oder jeden weiteren Rechtsschutzfall berechtigt, den Vertrag vorzeitig zu kündigen. Ein solches Kündigungsrecht 
besteht nicht, wenn es sich um Rechtsschutzfälle aus den Bereichen ARAG JuraTel® oder Online-Forderungsmanage-
ment handelt  

 
(3) Die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat nach Zugang der Ablehnung des Rechtsschutzes 

gemäß Absatz 1 oder Anerkennung der Leistungspficht gemäß Absatz 2 zugegangen sein. 
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang bei der ARAG wirksam. Der Versi-
cherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum 
Ende des laufenden Versicherungsjahres, wirksam wird. 
Eine Kündigung der ARAG wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

 
(4) Eine Kündigung nach dieser Vorschrif bedarf der Textform, gleich ob die Kündigung durch den Versicherungsnehmer 

oder die ARAG erfolgt. 
 
 
§ 14 Gesetzliche Verjährung 

(1) Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den all-
gemeinen Vorschrifen des Bürgerlichen Gesetzbuches.  
Hat die ARAG den Versicherungsschutz abgelehnt, beginnt die Verjährung des Anspruchs auf Kostentragung mit 
Schluss des Kalenderjahres, in dem der Anspruch auf Bestätigung des Rechtsschutzes gemäß § 17 Absatz 2 entstanden 
ist. 

 
(2) Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei der ARAG angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmel-

dung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung der ARAG dem Versicherten in Textform zugeht. 
 
 
§ 15 Rechtsstellung mitversicherter Personen 

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und im jeweils bestimmten Umfang für die in § 21 bis § 28 
oder im Versicherungsschein genannten sonstigen Personen. Außerdem besteht Versicherungsschutz für Ansprüche, 
die natürlichen Personen aufgrund der Verletzung oder Tötung des Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten 
Person kraf Gesetzes zustehen. 

 
(2) Für mitversicherte Personen gelten die den Versicherungsnehmer betrefenden Bestimmungen sinngemäß. Der Versi-

cherungsnehmer kann jedoch widersprechen, wenn eine andere mitversicherte Person als sein ehelicher oder einge-
tragener Lebenspartner Rechtsschutz verlangt. 

 
(3) Ist ein Versicherter durch eine Strafat nach § 2 n) Absatz 1 getötet worden, besteht Rechtsschutz ausschließlich für 

dessen Ehegatten oder eine andere Person aus dem Kreis seiner Kinder, Eltern und Geschwister für die rechtliche Inte-
ressenwahrnehmung eines Rechtsanwaltes als Nebenklägervertreter, wenn diese Person insoweit als Nebenkläger vor 
einem deutschen Strafgericht zugelassen werden kann. 

 
 
§ 16 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschrifenänderung 

(1) Alle für die ARAG bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollten an die Hauptverwaltung der ARAG oder an die im 
Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäfsstelle gerichtet werden. Sie soll-
ten auch dann in Textform erfolgen, wenn eine solche Form weder im Gesetz noch im Versicherungsvertrag vorgese-
hen ist. 

 
(2) Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrif der ARAG nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklä-

rung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die 
letzte der ARAG bekannte Anschrif. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies 
gilt entsprechend für den Fall einer Namensänderung des Versicherungsnehmers. 

 
(3) Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewerbebetrieb abgeschlossen, fnden bei einer Verlegung 

der gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen des Absatzes 2 entsprechende Anwendung. 
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3 Rechtsschutzfall 
 

§ 17 Verhalten nach Eintritt des Rechtsschutzfalls 

(1) Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versicherungsnehmers nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles er-
forderlich, hat er  
a) der ARAG den Rechtsschutzfall unverzüglich – ggf. auch mündlich oder telefonisch – anzuzeigen; 
 
b) die ARAG vollständig und wahrheitsgemäß über sämtliche Umstände des Rechtsschutzfalles zu unterrichten so-

wie Beweismittel anzugeben und Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung zu stellen; 
 
c) soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt werden, 

aa) Kosten auslösende Maßnahmen mit der ARAG abzustimmen, insbesondere vor, der Erhebung und Abwehr 
von Klagen sowie vor der Einlegung von Rechtsmitteln die Zustimmung der ARAG einzuholen; 

bb) für die Minderung des Schadens im Sinne des § 82 VVG zu sorgen. Dies bedeutet, dass die Rechtsverfolgungs-
kosten so gering wie möglich gehalten werden sollen. Von mehreren möglichen Vorgehensweisen hat der Ver-
sicherungsnehmer die kostengünstigste zu wählen, indem er z.B. (Aufzählung nicht abschließend): 
• nicht zwei oder mehr Prozesse führt, wenn das Ziel kostengünstiger mit einem Prozess erreicht werden 

kann (z.B. Bündelung von Ansprüchen oder Inanspruchnahme von Gesamtschuldnern als Streitgenossen, 
Erweiterung einer Klage statt gesonderter Klageerhebung), 

• auf (zusätzliche) Klageanträge verzichtet, die in der aktuellen Situation nicht oder noch nicht notwendig 
sind, 

• vor Klageerhebung die Rechtskraf eines anderen gerichtlichen Verfahrens abwartet, das tatsächliche oder 
rechtliche Bedeutung für den beabsichtigten Rechtsstreit haben kann, 

• vorab nur einen angemessenen Teil der Ansprüche einklagt und die etwa nötige gerichtliche Geltendma-
chung der restlichen Ansprüche bis zur Rechtskraf der Entscheidung über die Teilansprüche zurückstellt, 

• in allen Angelegenheiten, in denen nur eine kurze Frist zur Erhebung von Klagen oder zur Einlegung von 
Rechtsbehelfen zur Verfügung steht, dem Rechtsanwalt einen unbedingten Prozessaufrag zu erteilen, der 
auch vorgerichtliche Tätigkeiten mit umfasst. 

 
Der Versicherungsnehmer hat zur Minderung des Schadens Weisungen der ARAG einzuholen und zu befolgen. Er hat 
den Rechtsanwalt entsprechend der Weisung zu beaufragen. 

 
(2) Die ARAG bestätigt den Umfang des für den Rechtsschutzfall bestehenden Versicherungsschutzes. Ergreif der Versi-

cherungsnehmer Maßnahmen zur Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen, bevor die ARAG den Umfang des 
Rechtsschutzes bestätigt und entstehen durch solche Maßnahmen Kosten, trägt die ARAG nur die Kosten, die sie bei 
einer Rechtsschutzbestätigung vor Einleitung dieser Maßnahmen zu tragen hätte. 

 
(3) Der Versicherungsnehmer kann den zu beaufragenden Rechtsanwalt aus dem Kreis der Rechtsanwälte auswählen, 

deren Vergütung der Versicherer nach § 5 Absatz 1 a) und b) trägt. Die ARAG wählt den Rechtsanwalt aus, 
a) wenn der Versicherungsnehmer dies verlangt; 
 
b) wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt benennt und der ARAG die alsbaldige Beaufragung eines 

Rechtsanwaltes notwendig erscheint. 
 

(4) Wenn der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt nicht bereits selbst beaufragt hat, wird dieser von der ARAG im 
Namen des Versicherungsnehmers beaufragt. Für die Tätigkeit des Rechtsanwaltes ist die ARAG nicht verantwortlich. 

 
(5) Der Versicherungsnehmer hat 

a) den mit der Wahrnehmung seiner Interessen beaufragten Rechtsanwalt vollständig und wahrheitsgemäß zu un-
terrichten, ihm die Beweismittel anzugeben, die möglichen Auskünfe zu erteilen und die notwendigen Unterlagen 
zu beschafen; 

 
b) der ARAG auf Verlangen Auskunf über den Stand der Angelegenheit zu geben. 

 
(6) Wird eine der in den Absätzen 1 oder 5 genannten Obliegenheiten vorsätzlich verletzt, verliert der Versicherungsneh-

mer seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist die ARAG berechtigt, ihre Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Der 
vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei der Verletzung einer nach Eintritt des Versiche-
rungsfalls bestehenden Auskunfs- oder Auflärungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass die ARAG den Versiche-
rungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. Weist der Versiche-
rungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz 
bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der der ARAG obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Oblie-
genheit arglistig verletzt hat. 
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(7) Der Versicherungsnehmer muss sich bei der Erfüllung seiner Obliegenheiten die Kenntnis und das Verhalten des von 
ihm beaufragten Rechtsanwalts zurechnen lassen, sofern dieser die Abwicklung des Rechtsschutzfalles gegenüber der 
ARAG übernimmt. 

 
(8) Ansprüche auf Rechtsschutzleistungen können nur mit schriflichem Einverständnis der ARAG abgetreten werden. 
 
(9) Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen andere auf Erstattung von Kosten, die die ARAG getragen hat, gehen mit 

ihrer Entstehung auf diesen über. Soweit ihm bereits Kosten erstattet wurden, sind diese an die ARAG SE zurückzuzahlen.  
Ist eine Kostenerstattung noch nicht erfolgt, hat der Versicherungsnehmer die für die Geltendmachung der Ansprüche 
notwendigen Unterlagen der ARAG auszuhändigen und bei deren Maßnahmen gegen die anderen auf Verlangen mit-
zuwirken. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist die ARAG zur Leistung insoweit nicht 
verpfichtet, als sie infolgedessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verlet-
zung der Obliegenheit ist die ARAG berechtigt, ihre Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
trägt der Versicherungsnehmer. 

 
 
§ 18 (nicht belegt) 

 
 
§ 19 (entfällt) 

 
 
§ 20 Zuständiges Gericht, anzuwendendes Recht 

(1) Klagen gegen die ARAG 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen die ARAG bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz 
der ARAG oder ihrer für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine na-
türliche Person, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageer-
hebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

 
(2) Klagen gegen den Versicherungsnehmer 

Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem 
Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen 
Aufenthaltes zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich das zuständige Gericht 
auch nach dem Sitz oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das Gleiche gilt, wenn der Versicherungsneh-
mer eine Ofene Handelsgesellschaf, Kommanditgesellschaf, Gesellschaf bürgerlichen Rechts oder eine eingetrage-
ne Partnergesellschaf ist. 

 
(3) Wohnsitzverlegung ins Ausland 

Verlegt der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einen Staat, 
der nicht Mitgliedstaat der Europäischen Union oder Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schafsraum ist, oder ist sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, 
ist der ausschließliche Gerichtsstand am Sitz des Versicherers 

 
(4) Unbekannter Wohnsitz des Versicherungsnehmers 

Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt des Versicherungsnehmers im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht be-
kannt, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche-
rungsnehmer nach dem Sitz der ARAG oder ihrer für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. 

 
(5) Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
 
 
 

4 Formen des Versicherungsschutzes 
 

§ 21 Verkehrs-Rechtsschutz 

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer in seiner Eigenschaf als Eigentümer oder Halter jedes bei 
Vertragsabschluss oder während der Vertragsdauer auf ihn zugelassenen, amtlich registrierten oder auf seinen Namen 
mit einem Versicherungskennzeichen versehenen oder als Mieter jedes von ihm als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum 
vorübergehenden Gebrauch gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers. Der Versicherungsschutz er-
streckt sich auf alle Personen in ihrer Eigenschaf als berechtigte Fahrer oder berechtigte Insassen dieser Motorfahr-
zeuge. 

 
(2) Der Versicherungsschutz kann auf gleichartige Motorfahrzeuge gemäß Absatz 1 beschränkt werden. Als gleichartig 

gelten jeweils Krafräder, Personenkraf- und Kombiwagen, Lastkraf- und sonstige Nutzfahrzeuge, Omnibusse sowie 
Anhänger. 
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(3) Abweichend von Absatz 1 kann vereinbart werden, dass der Versicherungsschutz für ein oder mehrere im Versiche-
rungsschein bezeichnete Motorfahrzeuge zu Lande, zu Wasser oder in der Luf sowie Anhänger (Fahrzeug) besteht, 
auch wenn diese nicht auf den Versicherungsnehmer zugelassen, amtlich registriert oder nicht auf seinen Namen mit 
einem Versicherungskennzeichen versehen sind (Fahrzeug-Rechtsschutz). 

 
(4) Der Versicherungsschutz umfasst 

Schadenersatz-Rechtsschutz  (§ 2 a), 
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 
Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e), 
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g) aa), 
Straf-Rechtsschutz  (§ 2 i), 
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j) 
ARAG JuraTel® (Sonderbedingung 10). 

 
(5) Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht kann ausgeschlossen werden. 
 
(6) Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht besteht in den Fällen der Absätze 1 und 2 auch für Verträge, mit denen 

der Erwerb von Motorfahrzeugen zu Lande sowie Anhängern zum nicht nur vorübergehenden Eigengebrauch be-
zweckt wird, auch wenn diese Fahrzeuge nicht auf den Versicherungsnehmer zugelassen, amtlich registriert oder nicht 
auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen werden. 

 
(7) Versicherungsschutz besteht mit Ausnahme des Rechtsschutzes im Vertrags- und Sachenrecht für den Versiche-

rungsnehmer auch bei der Teilnahme am öfentlichen Verkehr in seiner Eigenschaf als 
a) Fahrer jedes Fahrzeuges, das weder ihm gehört noch auf ihn zugelassen, amtlich registriert oder auf seinen Namen 

mit einem Versicherungskennzeichen versehen ist, 
 
b) Fahrgast, 
 
c) Fußgänger und 
 
d) Radfahrer. 

 
(8) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorgeschriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahr-

zeugs berechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen, amtlich registriert oder mit einem Versicherungskennzei-
chen versehen sein. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejenigen versicherten Perso-
nen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger 
Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist die ARAG berechtigt, ihre Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens der versicherten Person entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass 
ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Ver-
letzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalles noch für die Feststellung 
oder den Umfang der der ARAG obliegenden Leistung ursächlich war. 

 
(9) Ist in den Fällen der Absätze 1 und 2 seit mindestens sechs Monaten kein Fahrzeug mehr auf den Versicherungsnehmer 

zugelassen, amtlich registriert und nicht mehr auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen, kann 
der Versicherungsnehmer unbeschadet seines Rechtes auf Herabsetzung des Beitrages gemäß § 11 Absatz 2 die Aufe-
bung des Versicherungsvertrages mit sofortiger Wirkung verlangen. 

 
(10) Wird ein nach Absatz 3 versichertes Fahrzeug veräußert oder fällt es auf sonstige Weise weg, besteht Versicherungs-

schutz für das Fahrzeug, das an die Stelle des bisher versicherten Fahrzeuges tritt (Folgefahrzeug). Der Rechtsschutz 
im Vertrags- und Sachenrecht erstreckt sich in diesen Fällen auf den Vertrag, der dem tatsächlichen oder beabsichtig-
ten Erwerb des Folgefahrzeuges zugrunde liegt. 
Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des Fahrzeuges ist der ARAG innerhalb von zwei Monaten anzuzeigen und 
das Folgefahrzeug zu bezeichnen. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheiten besteht Rechtsschutz nur, wenn der Versi-
cherungsnehmer die Anzeige- oder Bezeichnungspficht ohne Verschulden oder leicht fahrlässig versäumt hat. Bei 
grob fahrlässigem Verstoß gegen diese Obliegenheiten ist die ARAG berechtigt, ihre Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist der Versicherungsnehmer nach, 
dass der Obliegenheitsverstoß nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalles noch für die Feststellung oder den 
Umfang der der ARAG obliegenden Leistung ursächlich war. 
Wird das Folgefahrzeug bereits vor Veräußerung des versicherten Fahrzeuges erworben, bleibt dieses bis zu seiner 
Veräußerung, längstens jedoch bis zu einem Monat nach dem Erwerb des Folgefahrzeuges, ohne zusätzlichen Beitrag 
mitversichert. Bei Erwerb eines Fahrzeuges innerhalb eines Monates vor oder innerhalb eines Monates nach der Ver-
äußerung des versicherten Fahrzeuges wird vermutet, dass es sich um ein Folgefahrzeug handelt. 
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§ 21 a Mehrfahrzeug-Rechtsschutz 

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und seinen ehelichen, eingetragenen oder mit ihm in häus-
licher Gemeinschaf zusammenlebenden sonstigen Lebenspartner (im Sinne des § 3 Absatz 4 b)), soweit dieser am 
Wohnsitz des Versicherungsnehmers amtlich gemeldet ist, in ihrer Eigenschaf als Eigentümer oder Halter jedes bei 
Vertragsabschluss oder während der Vertragsdauer auf sie zugelassenen, amtlich registrierten oder auf ihre Namen 
mit einem Versicherungskennzeichen versehenen oder als Mieter jedes von ihnen als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug 
zum vorübergehenden Gebrauch gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers, wenn weder der Versiche-
rungsnehmer noch sein mitversicherter Lebenspartner eine gewerbliche, freiberufiche oder sonstige selbstständige 
Tätigkeit mit einem Gesamtumsatz von mehr als 10.000 Euro – bezogen auf das letzte Kalenderjahr – ausüben. Kein 
Versicherungsschutz besteht unabhängig von der Umsatzhöhe für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zu-
sammenhang mit einer der vorgenannten selbstständigen Tätigkeiten. Als selbstständige Tätigkeit gilt auch die Ver-
waltung eigenen Vermögens unter Einsatz von Fremdmitteln, und zwar selbst dann, wenn die Vermögensverwaltung 
ohne planmäßigen Geschäfsbetrieb und nicht berufsmäßig erfolgt. 

 
(2) Mitversichert sind 

a) die minderjährigen und die unverheirateten, nicht in einer eingetragenen oder sonstigen Lebenspartnerschaft (im 
Sinne des § 3 Absatz 4 b)) lebenden volljährigen Kinder, letztere jedoch längstens bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie 
erstmals eine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten; 

 
b) alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und berechtigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder 

während der Vertragsdauer auf den vorgenannten Personenkreis zugelassenen, amtlich registrierten oder auf ihre 
Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehenen oder von diesen als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vo-
rübergehenden Gebrauch gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers. 

 
(3) Der Versicherungsschutz umfasst 

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 
Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e), 
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g) aa), 
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j) 
ARAG JuraTel® (Sonderbedingung 10). 

 
(4) Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht besteht auch für Verträge, mit denen der Erwerb von Motorfahrzeu-

gen zu Lande sowie Anhängern zum nicht nur vorübergehenden Eigengebrauch bezweckt wird, auch wenn diese Fahr-
zeuge nicht auf den versicherten Personenkreis zugelassen, amtlich registriert oder auf deren Namen mit einem Versi-
cherungskennzeichen versehen werden. 

 
(5) Es besteht kein Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter 

und Leasingnehmer eines Motorfahrzeuges zu Wasser oder in der Luf. 
 
(6) Versicherungsschutz besteht mit Ausnahme des Rechtsschutzes im Vertrags- und Sachenrecht für den Versiche-

rungsnehmer, seinen mitversicherten Lebenspartner und die mitversicherten Kinder auch bei der Teilnahme am 
öfentlichen Verkehr in ihrer Eigenschaf als 
a) Fahrer jedes Fahrzeuges, dass weder ihnen gehört noch auf sie zugelassen, amtlich registriert oder auf ihre Namen 

mit einem Versicherungskennzeichen versehen ist, 
 
b) Fahrgast, 
 
c) Fußgänger und 
 
d) Radfahrer. 

 
(7) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorgeschriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahr-

zeugs berechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen, amtlich registriert oder mit einem Versicherungskennzei-
chen versehen sein. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheiten besteht Rechtsschutz nur für diejenigen versicherten Per-
sonen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger 
Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist die ARAG berechtigt, ihre Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens der versicherten Person entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass 
ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Ver-
letzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalles noch für die Feststellung 
oder den Umfang der der ARAG obliegenden Leistung ursächlich war. 

 
(8) Ist seit mindestens sechs Monaten kein Fahrzeug mehr auf den Versicherungsnehmer, seinen mitversicherten Leben-

spartner und die mitversicherten Kinder zugelassen, amtlich registriert und nicht mehr auf deren Namen mit einem 
Versicherungskennzeichen versehen, kann der Versicherungsnehmer die Aufebung des Versicherungsvertrages mit 
sofortiger Wirkung verlangen. Zeigt der Versicherungsnehmer den Wegfall der Fahrzeuge innerhalb von zwei Monaten 
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nach Ablauf der Sechsmonatsfrist an, endet der Versicherungsvertrag mit Ablauf der Sechsmonatsfrist. Geht die An-
zeige später bei der ARAG ein, endet der Versicherungsvertrag mit Eingang der Anzeige. 

 
(9) Haben der Versicherungsnehmer und/oder sein mitversicherter Lebenspartner eine gewerbliche, freiberufiche oder 

sonstige selbstständige Tätigkeit mit einem Gesamtumsatz von mehr als 10.000 Euro aufgenommen oder übersteigt 
der aus einer der vorgenannten Tätigkeiten im letzten Kalenderjahr erzielte Gesamtumsatz den Betrag von 
10.000 Euro, wandelt sich der Versicherungsschutz ab dem Eintritt dieser Umstände in einen solchen nach § 21 (1), (4), 
(6) bis (9) – für die auf den Versicherungsnehmer zugelassenen, amtlich registrierten oder auf seinen Namen mit einem 
Versicherungskennzeichen versehenen Fahrzeuge – um. Der Versicherungsnehmer kann jedoch innerhalb von sechs 
Monaten nach der Umwandlung die Beendigung des Versicherungsschutzes verlangen. Verlangt er dies später als zwei 
Monate nach Eintritt der für die Umwandlung des Versicherungsschutzes ursächlichen Tatsachen, endet der Versiche-
rungsschutz erst mit Eingang der entsprechenden Erklärung des Versicherungsnehmers. 

 
 
§ 22 Fahrer-Rechtsschutz 

(1) Versicherungsschutz besteht für die im Versicherungsschein genannte Person bei der Teilnahme am öfentlichen 
Verkehr in ihrer Eigenschaf als Fahrer jedes Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser oder in der Luf sowie Anhängers 
(Fahrzeug), das weder ihr gehört noch auf sie zugelassen, amtlich registriert oder auf ihren Namen mit einem Versiche-
rungskennzeichen versehen ist. Der Versicherungsschutz besteht auch bei der Teilnahme am öfentlichen Verkehr als 
Fahrgast, Fußgänger und Radfahrer. 

 
(2) Unternehmen können den Versicherungsschutz nach Absatz 1 für alle Kraffahrer in Ausübung ihrer berufichen Tätig-

keit für das Unternehmen vereinbaren. Diese Vereinbarung können auch Betriebe des Kraffahrzeughandels und  
-handwerks, Fahrschulen und Tankstellen für alle Betriebsangehörigen trefen. 

 
(3) Der Versicherungsschutz umfasst 

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e), 
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g) aa), 
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j), 
ARAG JuraTel® (Sonderbedingung 10). 

 
(4) Wird in den Fällen des Absatzes 1 ein Motorfahrzeug zu Lande auf die im Versicherungsschein genannte Person zuge-

lassen, amtlich registriert oder auf ihren Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen, wandelt sich der Ver-
sicherungsschutz in einen solchen nach § 21 Absätze 3, 4, 7, 8 und 10 um. Die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im 
Zusammenhang mit dem Erwerb dieses Motorfahrzeuges zu Lande ist eingeschlossen. 

 
(5) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorgeschriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahr-

zeugs berechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen, amtlich registriert oder mit einem Versicherungskennzei-
chen versehen sein. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur, wenn der Fahrer von diesem Ver-
stoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatte. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes 
gegen diese Obliegenheit ist die ARAG berechtigt, ihre Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Fahrers 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist der Fahrer nach, dass seine Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt 
der Versicherungsschutz bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit we-
der für den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der der 
ARAG obliegenden Leistung ursächlich war. 

 
(6) Hat in den Fällen des Absatzes 1 die im Versicherungsschein genannte Person länger als sechs Monate keine Fahrer-

laubnis mehr, endet der Versicherungsvertrag. Zeigt der Versicherungsnehmer das Fehlen der Fahrerlaubnis spätes-
tens innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf der Sechsmonatsfrist an, endet der Versicherungsvertrag mit Ablauf der 
Sechsmonatsfrist. Geht die Anzeige später bei der ARAG ein, endet der Versicherungsvertrag mit Eingang der Anzeige. 

 
 
§ 26 a Top-Individual-Rechtsschutz 

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und seinen ehelichen, eingetragenen oder mit ihm in häus-
licher Gemeinschaf zusammenlebenden sonstigen Lebenspartners (im Sinne des § 3 Absatz 4 b)), soweit dieser am 
Wohnsitz des Versicherungsnehmers amtlich gemeldet ist,  
a) für den privaten Bereich, 
 
b) für den berufichen Bereich in Ausübung einer nichtselbstständigen Tätigkeit. 

 
(2) Mitversichert sind 

a) die minderjährigen Kinder des Versicherungsnehmers und seines mitversicherten Lebenspartners; 
 
b) die unverheirateten, nicht in einer eingetragenen Lebenspartnerschaf (im Sinne des § 3 Absatz 4 b)) lebenden voll-

jährigen Kinder des Versicherungsnehmers und seines mitversicherten Lebenspartners, diese jedoch längstens bis 
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zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmals eine auf Dauer angelegte berufiche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leis-
tungsbezogenes Entgelt erhalten; 

 
c) die mit dem Versicherungsnehmer im gleichen Haushalt (auch in einer Einliegerwohnung im vom Versicherungs-

nehmer selbst bewohnten Einfamilienhaus) lebenden, mit ihm und/oder seinem mitversicherten Lebenspartner 
verwandten oder verschwägerten Personen. Voraussetzung ist, dass jede dieser Personen am Wohnsitz des Versi-
cherungsnehmers amtlich gemeldet ist und weder sie noch ihr ehelicher, eingetragener oder sonstiger Lebens-
partner (im Sinne des § 3 Absatz 4 b)) eine gewerbliche, freiberufiche oder sonstige selbstständige Tätigkeit mit 
einem Gesamtumsatz von mehr als 10.000 Euro – bezogen auf das letzte Kalenderjahr – ausübt. 
Kein Versicherungsschutz besteht unabhängig von der Umsatzhöhe für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
im Zusammenhang mit einer der vorgenannten selbstständigen Tätigkeiten. Als selbstständige Tätigkeit gilt auch 
die Verwaltung eigenen Vermögens unter Einsatz von Fremdmitteln, und zwar selbst dann, wenn die Vermögens-
verwaltung ohne planmäßigen Geschäfsbetrieb und nicht berufsmäßig erfolgt. 
Die Mitversicherung einer verwandten oder verschwägerten Person endet, 
• wenn sie nicht mehr mit dem Versicherungsnehmer im gleichen Haushalt lebt, 
• wenn sie nicht mehr am Wohnort des Versicherungsnehmers amtlich gemeldet ist, 
• wenn sie und/oder ihr mitversicherter Lebenspartner eine oder mehrere selbstständige Tätigkeit en mit einem 

Gesamtumsatz von mehr als 10.000 Euro im letzten Kalenderjahr aufgenommen haben/hat oder wenn der aus 
einer oder mehreren selbstständigen Tätigkeit en dieser Person und/oder ihres mitversicherten Lebenspartners 
im letzten Kalenderjahr erzielte Gesamtumsatz den Betrag von 10.000 Euro übersteigt. 

 
d) alle Personen in ihrer Eigenschaf als berechtigte Fahrer und berechtigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder 

während der Vertragsdauer auf den vorgenannten Personenkreis zugelassenen, amtlich registrierten oder auf deren 
Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehenen oder von diesem Personenkreis als Selbstfahrer-Vermiet-
fahrzeug zum vorübergehenden Gebrauch gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser oder in der Luf sowie 
Anhängers. 

 
(3) Der Versicherungsschutz umfasst 

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 
Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c) 
für den Versicherungsnehmer und die nach den Absätzen 1 und 2 a) sowie b) mitversicherten Personen in ihrer Eigen-
schaf als Eigentümer, Mieter oder Nutzungsberechtigter aller von diesen selbst bewohnten Wohneinheiten in 
Deutschland sowie einer im Ausland im Sinne des § 6 Absatz 1 gelegenen, im Versicherungsvertrag bezeichneten selbst 
bewohnten Wohneinheit des Versicherungsnehmers; diesen Wohneinheiten zuzurechnende Garagen oder Kraffahr-
zeug-Abstellplätze sind eingeschlossen, 
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 
Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e), 
Sozial-Rechtsschutz (§ 2 f), 
Verwaltungs-Rechtsschutz (§ 2 g), 
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h), 
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j), 
erweiterten Beratungs-Rechtsschutz im Familien-,  
Lebenspartnerschafs- und Erbrecht (§ 2 k), 
Rechtsschutz für Opfer von Gewaltstrafaten (§ 2 n), 
ARAG JuraTel® (Sonderbedingung 10). 

 
(4) Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher Interessen  

a) als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer von ausschließlich oder überwiegend gewerblich, 
freiberufich oder sonst selbstständig genutzten Motorfahrzeugen zu Lande, zu Wasser oder in der Luf sowie An-
hängern.; 

 
b) im Zusammenhang mit einer gewerblichen, freiberufichen oder sonst selbstständigen Tätigkeit. Als Tätigkeit im 

vorgenannten Sinne gilt auch die Verwaltung eigenen Vermögens unter Einsatz von Fremdmitteln, und zwar selbst 
dann, wenn die Vermögensverwaltung ohne planmäßigen Geschäfsbetrieb und nicht berufsmäßig erfolgt. 

 
(5) Es kann vereinbart werden, dass der Versicherungsschutz 

1) um eine oder mehrere der folgenden Leistungsarten/Deckungsbereiche reduziert wird: 
a) Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b) 

mit Ausnahme der Wahrnehmung rechtlicher Interessen für Rentner und Pensionäre aus dem Bereich der be-
trieblichen Altersversorgung sowie des Beihilferechtes; 

 
b) Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c); 
 
c) Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und Fahrer 

von Motorfahrzeugen zu Lande, zu Wasser oder in der Luf sowie Anhängern; 
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2) um eine oder mehrere der folgenden Leistungsarten erweitert wird: 
a) Rechtsschutz in Ehesachen  (§ 2 l) und/oder 
 
b) Rechtsschutz in Unterhaltssachen (§ 2 m). 

 
(6) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorgeschriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahr-

zeugs berechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen, amtlich registriert oder mit einem Versicherungskennzei-
chen versehen sein. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejenigen versicherten Perso-
nen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger 
Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist die ARAG berechtigt, ihre Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens der versicherten Person entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass 
ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Ver-
letzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalles noch für die Feststellung 
oder den Umfang der der ARAG obliegenden Leistung ursächlich war. 

 
(7) Ist seit mindestens sechs Monaten kein Motorfahrzeug zu Lande, zu Wasser oder in der Luf und kein Anhänger mehr 

auf die nach den Absätzen 1 und 2 Buchstabe a) bis c) versicherten Personen zugelassen, amtlich registriert oder auf 
deren Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen, kann der Versicherungsnehmer verlangen, dass der 
Versicherungsschutz in einen solchen ohne Rechtsschutz im Verkehrsbereich gemäß Absatz 5 Zifer 1 Buchstabe c) 
umgewandelt wird. 
Eine solche Umwandlung tritt automatisch ein, wenn die gleichen Voraussetzungen vorliegen und die nach den Absät-
zen 1 und 2 Buchstaben a) bis c) versicherten Personen zusätzlich keine Fahrerlaubnis mehr haben. 
Werden die für die Umwandlung des Versicherungsschutzes ursächlichen Tatsachen der ARAG später als zwei Monate 
nach ihrem Eintritt angezeigt, erfolgt die Umwandlung des Versicherungsschutzes erst ab Eingang der Anzeige. 

 
 
§ 28 Individual-Rechtsschutz für Selbstständige  

(1) Versicherungsschutz besteht für die im Versicherungsschein bezeichnete gewerbliche, freiberufiche oder sonstige 
selbstständige Tätigkeit des Versicherungsnehmers. 

 
(2) Mitversichert sind 

a) die vom Versicherungsnehmer beschäfigten Personen in Ausübung ihrer berufichen Tätigkeit für den Versiche-
rungsnehmer. 

 
b) alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und berechtigte Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder 

während der Vertragsdauer auf den Versicherungsnehmer zugelassenen, amtlich registrierten oder auf dessen Na-
men mit einem Versicherungskennzeichen versehenen oder von diesem als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vo-
rübergehenden Gebrauch gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers; 

 
(3) Der Versicherungsschutz umfasst 

Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 
abweichend von § 4 Absatz 1 c) erstreckt sich der Arbeits-Rechtsschutz auch auf die Wahrnehmung rechtlicher Interes-
sen des Versicherungsnehmers als Arbeitgeber im Zusammenhang mit einer diesem und einem Arbeitnehmer unter-
schriebenen Aufebungsvereinbarung; je Rechtsschutzfall werden Kosten bis zu 1.000 Euro erstattet. Für den Rechts-
schutz im Zusammenhang mit einer Aufebungsvereinbarung gilt keine Selbstbeteiligung. 
Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c) 
für den Versicherungsnehmer in seiner Eigenschaf als Eigentümer, Mieter oder Nutzungsberechtigter aller selbst ge-
nutzten Gewerbeeinheiten in Deutschland; 
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d) 
im Zusammenhang mit der Eigenschaf als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer von Motorfahr-
zeugen zu Lande sowie Anhängern, 
Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e), 
Sozial-Rechtsschutz (§ 2 f), 
Verwaltungs-Rechtsschutz (§ 2 g) aa) und bb) 1), 
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h), 
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i), 
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j), 
Daten-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 o), 
Vertrags-Rechtsschutz für Hilfsgeschäfe (Klausel 3), 
Versicherungs-Vertrags-Rechtsschutz (Klausel 4), 
für Selbstständige 
Antidiskriminierungs-Rechtsschutz (Sonderbedingung 3), 
ARAG JuraTel® (Sonderbedingung 10), 
Online-Forderungsmanagement (Sonderbedingung 11), 
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Rechtsschutz für Wirtschafsmediation (Sonderbedingung 12). 
 
(4) Es kann vereinbart werden, dass der Versicherungsschutz  

1) um eine oder mehrere der folgenden Leistungsarten/Deckungsbereiche reduziert wird: 
a) den in Absatz 3 beschriebenen Arbeits-Rechtsschutz; 
 
b) den in Absatz 3 beschriebenen Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz; 
 
c) den Versicherungsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mie-

ter, Leasingnehmer und Fahrer von Motorfahrzeugen zu Lande sowie Anhängern. 
 

2) um den erweiterten Straf-Rechtsschutz gemäß Sonderbedingung 1 erweitert wird. 
 
(5) Es besteht kein Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter 

und Leasingnehmer von Motorfahrzeugen zu Wasser oder in der Luf. 
 
(6) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalles die vorgeschriebene Fahrerlaubnis haben, zum Führen des Fahr-

zeugs berechtigt sein und das Fahrzeug muss zugelassen, amtlich registriert oder mit einem Versicherungskennzei-
chen versehen sein. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejenigen versicherten Perso-
nen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger 
Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist die ARAG berechtigt, ihre Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens der versicherten Person entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, dass 
ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person oder der Fahrer nachweist, dass die Ver-
letzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalles noch für die Feststellung 
oder den Umfang der der ARAG obliegenden Leistung ursächlich war. 

 
(7) Endet der Versicherungsvertrag durch Berufsaufgabe oder Tod des Versicherungsnehmers, wird ihm bzw. seinen Er-

ben Versicherungsschutz auch für Rechtsschutzfälle im Rahmen des Absatzes 1 a) gewährt, die innerhalb eines Jahres 
nach der Beendigung des Versicherungsvertrages eintreten und im Zusammenhang mit der im Versicherungsschein 
genannten selbstständigen Tätigkeit des Versicherungsnehmers stehen. 

 
(8) Ist der Versicherungsnehmer ein nach den Geschäfsgrundsätzen der ARAG als Kraffahrzeughandel, oder -handwerk 

eingestufer Betrieb, eine Tankstelle oder Fahrschule, besteht Rechtsschutz für die von ihm beschäfigten Personen 
auch in deren Eigenschaf als berechtigte Fahrer und berechtigte Insassen fremder Motorfahrzeuge zu Lande sowie 
Anhänger, die sich bei Eintritt des Rechtsschutzfalles in Obhut des Versicherungsnehmers befnden oder in dessen Be-
trieb vorübergehend genutzt werden. 
Abweichend von dem im Absatz 3 beschriebenen Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht besteht kein Rechts-
schutz für Motorfahrzeuge zu Lande sowie Anhänger, die auf den Versicherungsnehmer nicht mit schwarzen Kennzei-
chen zugelassenen oder mit Versicherungskennzeichen versehenen sind. 

 
 
§ 29 Haus- und Wohnungs-Rechtsschutz 

(1) Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer in seiner im Versicherungsschein bezeichneten Eigen-
schaf als 
a) Eigentümer, 
 
b) Vermieter, 
 
c) Verpächter, 
 
d) Mieter, 
 
e) Pächter, 
 
f) Nutzungsberechtigter 
von Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen, die im Versicherungsschein bezeichnet sind. Einer Wohneinheit zu-
zurechnende Garagen oder Kraffahrzeug-Abstellplätze sind eingeschlossen. 

 
(2) Der Versicherungsschutz umfasst 

Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c), 
Steuer-Rechtsschutz (§ 2 e), 
ARAG JuraTel® (Sonderbedingung 10). 
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A. Standardklauseln 

 
Nachfolgende Klauseln gelten nur dann, wenn sie mit der ARAG SE ausdrücklich vereinbart sind: 
 
 

Klausel 1 zu den ARB 2008 M: Single-Rechtsschutz 
 
(1) Versicherungsschutz besteht für den unverheirateten und weder in einer eingetragenen noch in einer sonstigen Le-

benspartnerschaf (im Sinne des § 3 Absatz 4 b) ARB 2008 M) lebenden Versicherungsnehmer sowie dessen minder-
jährige und unverheiratete, nicht in einer eingetragenen oder sonstigen Lebenspartnerschaf (s.o.) lebende volljährige 
Kinder, für letztere jedoch längstens bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmals eine auf Dauer angelegte berufiche Tä-
tigkeit ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten. 

 
(2) Heiratet der Versicherungsnehmer oder geht er eine eingetragene Lebenspartnerschaf ein, erweitert sich der Versi-

cherungsschutz von diesem Zeitpunkt an um den ehelichen oder, eingetragenen Lebenspartner, wenn die Heirat oder 
die eingetragene Lebenspartnerschaf der ARAG innerhalb von zwei Monaten angezeigt wird.  
Erfolgt die Anzeige später als zwei Monate nach Beginn der Partnerschaf, beginnt der Versicherungsschutz für den 
Partner erst mit dem Eingang der Anzeige bei der ARAG. Von dem Zeitpunkt der Mitversicherung an ist der im Tarif der 
ARAG für den jeweiligen Versicherungsschutz von Familien geltende Beitrag zu zahlen. 

 
 

Klausel 3 zu den ARB 2008 M: Vertrags-Rechtsschutz für Hilfsgeschäfe  
von Selbstständigen 
 
(1) Der Versicherungsschutz nach § 2 d) ARB 2008 M kann auf die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrecht-

lichen Verträgen, die in unmittelbarem Zusammenhang mit den Büro-, Praxis-, Betriebs- oder Werkstatträumen des 
Versicherungsnehmers und ihrer Einrichtungen stehen (Hilfsgeschäfe), ausgedehnt werden. 

 
(2) Kein Rechtsschutz besteht über die Ausschlüsse von § 3 ARB 2008 M hinaus für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 

a) aus Versicherungsverträgen; 
 
b) aus dem Bereich des Handelsvertreterrechtes und des Maklerrechtes; 
 
c) aus Miet-, Pacht-, Leasing- und vergleichbaren Nutzungsverhältnissen sowie der Anschafung, Veräußerung, Fi-

nanzierung oder Belastung von Grundstücken, Gebäuden, Betrieben, Praxen oder Teilen hiervon; 
 
d) aus schuldrechtlichen Verträgen, die nicht bloße Hilfsgeschäfe zur eigentlichen Tätigkeit des Betriebes oder der 

Berufsausübung sind, wie z.B. Erwerb oder Reparaturen von Produktionsmaschinen. 
 
e) Es besteht ferner kein Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Verträgen über Motorfahr-

zeuge zu Lande, zu Wasser und in der Luf sowie Anhänger. 
 
(3) Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles gemäß § 4 Absätze 1 c), 2 und 3 ARB 2008 M, 

wenn dieser nach Ablauf von drei Monaten nach Versicherungsbeginn (Wartezeit) innerhalb des versicherten Zeitrau-
mes eingetreten ist. 

 
(4) Versicherungsschutz besteht im Geltungsbereich Europa gemäß § 6 Absatz 1 ARB2008 M.  
 § 6 Absatz 2 ARB 2008 M fndet keine Anwendung. 
 
 

Klausel 4 zu den ARB 2008 M: Versicherungs-Vertrags-Rechtsschutz für Selbstständige 
 
(1) Der Versicherungsschutz kann auf die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versicherungsnehmers aus Versiche-

rungsverträgen im Sinne des § 2 d) ARB 2008 M ausgedehnt werden, die in unmittelbarem Zusammenhang mit der im 
Versicherungsschein bezeichneten selbstständigen Tätigkeit des Versicherungsnehmers stehen. 

 
(2) Kein Rechtsschutz besteht über die Ausschlüsse von § 3 ARB 2008 M hinaus für die Wahrnehmung rechtlicher Interes-

sen aus Versicherungsverträgen über Motorfahrzeuge zu Lande, zu Wasser und in der Luf sowie Anhänger. 
 
(3) Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles gemäß § 4 Absätze 1 c), 2 und 3 ARB 2008 M, 

wenn dieser nach Ablauf von drei Monaten nach Versicherungsbeginn (Wartezeit) innerhalb des versicherten Zeitrau-
mes eingetreten ist. 

 
(4) Versicherungsschutz besteht im Geltungsbereich Europa gemäß § 6 Absatz 1 ARB 2008 M. 
 § 6 Absatz 2 ARB 2008 M fndet keine Anwendung. 
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B. Sonderbedingungen 

 
Nachfolgende Sonderbedingungen gelten nur dann, wenn sie mit der ARAG Rechtsschutz ausdrücklich vereinbart sind: 
 
 

Sonderbedingung 1 zu den ARB 2008 M: Erweiterter Straf-Rechtsschutz 
 
(1) Versicherte Personen 

1) Versicherungsschutz besteht 
a) für den Versicherungsnehmer und/oder eine im Versicherungsvertrag genannte natürliche Person in Aus-

übung und im unmittelbaren Zusammenhang mit dessen/deren im Versicherungsvertrag bezeichneter be-
ruficher Tätigkeit und ehrenamtlichen Tätigkeiten; 

b) auf Antrag auch für die im Versicherungsvertrag genannten rechtlich selbstständigen Tochter- und Beteili-
gungsunternehmen des Versicherungsnehmers in deren im Versicherungsvertrag bezeichneten selbstständi-
gen Tätigkeiten sowie 

c) bei besonderer Vereinbarung ferner für weitere in den versicherten Unternehmen tätige Mitinhaber sowie bei 
juristischen Personen für deren gesetzliche Vertreter und für die Aufsichtsorgane und beschäfigten Personen 
der Versicherten in Ausübung ihrer berufichen Tätigkeit für diese. Versichert sind auch die aus den Diensten 
der selbstständig tätigen Versicherten ausgeschiedenen Personen für Rechtsschutzfälle, die sich aus ihrer 
früheren Tätigkeit für diese ergeben. 

 
2) Die den Versicherungsnehmer betrefenden Bestimmungen gelten, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt 

ist, sinngemäß auch für die übrigen Versicherten. Der Versicherungsnehmer kann jedoch widersprechen, wenn ein an-
derer Versicherter Rechtsschutz verlangt. 

 
3) Ändert sich die gemäß Absatz 1 vom Versicherungsschutz erfasste Tätigkeit, erstreckt sich der Versicherungsschutz 

auch auf diese neue Tätigkeit, wenn der Versicherungsnehmer der ARAG die Tätigkeit innerhalb von zwei Monaten 
nach deren Aufnahme anzeigt. Erfolgt die Anzeige später, erstreckt sich der Versicherungsschutz auf die neue Tätigkeit 
erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Anzeige bei der ARAG. § 11 ARB 2008 M bleibt unberührt. 

 
(2) Leistungsarten 

1) Der Versicherungsschutz umfasst 
a) Straf-Rechtsschutz 

für die Verteidigung wegen des Vorwurfes eines Vergehens; geht es in dem Strafverfahren um ein Vergehen, 
das nur vorsätzlich begangen werden kann, besteht nur dann Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
nehmer selbst betrofen ist oder er der Rechtsschutzgewährung vorab zugestimmt hat und es zu keiner 
rechtskräfigen Verurteilung wegen Vorsatzes kommt; kein Rechtsschutz besteht bei dem Vorwurf eines Ver-
brechens; 

b) Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz 
für die Verteidigung wegen des Vorwurfes einer Ordnungswidrigkeit; 

c) Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz 
für die Verteidigung in Disziplinar- und Standesrechtsverfahren. 

 
2) Der Versicherungsschutz umfasst im Rahmen der Leistungsarten zu Absatz 1 a)   und b) 

a) für den Versicherungsnehmer oder eine von ihm im Versicherungsvertrag benannte natürliche Person und – so-
weit versichert – für weitere in den versicherten Unternehmen tätige Mitinhaber sowie bei juristischen Personen 
für deren gesetzliche Vertreter auch die Beistandsleistung durch einen Rechtsanwalt vor Behörden oder Gerich-
ten, wenn er bzw. sie als Zeuge vernommen wird und die Gefahr einer Selbstbelastung annehmen muss (Zeu-
genbeistand); 

b) die Stellungnahme eines Rechtsanwaltes, die im Interesse eines selbstständig tätigen Versicherten notwendig 
wird, weil sich ein Ermittlungsverfahren auf diesen bezieht, ohne dass eine bestimmte Person beschuldigt 
wird (Firmenstellungnahme). 

 
(3) Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten 

1) Bei Vergehen entfällt rückwirkend der Versicherungsschutz, wenn der Versicherte rechtskräfig wegen Vorsatzes 
verurteilt wird. Der Versicherte ist dann verpfichtet, der ARAG die Kosten zu erstatten, die diese für die Verteidi-
gung wegen des Vorwurfes eines vorsätzlichen Verhaltens getragen hat. 

 
2) Versicherungsschutz besteht nicht für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen, 

a) wenn der Versicherte als Führer von Motorfahrzeugen betrofen ist und eine verkehrsrechtliche Vorschrif 
verletzt haben soll; 

b) wenn ein ursächlicher Zusammenhang mit Krieg, feindseligen oder terroristischen Handlungen, Aufruhr oder 
inneren Unruhen gegeben ist; 

c) in ursächlichem Zusammenhang mit Patent-, Urheber-, Marken-, Domain-, Geschmacks-muster-, Gebrauchs-
musterrechten oder sonstigen Rechten aus geistigem Eigentum; 

d) aus dem Kartell- und sonstigem Wettbewerbsrecht; 
e) in ursächlichem Zusammenhang mit 

aa) Spiel- oder Wettverträgen, Termin- oder vergleichbaren Spekulationsgeschäfen sowie Gewinnzusagen; 
bb) dem Ankauf, der Veräußerung, der Verwaltung von  
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• Wertpapieren (z.B. Aktien, Rentenwerte, Fondsanteile),  
• Wertrechten, die Wertpapieren gleichstehen (z.B. Schuldverschreibungen der öfentlichen Hand),  
• Beteiligungen (z.B. an Kapitalanlagemodellen, stillen Gesellschafen, Genossenschafen) 

und deren Finanzierung; 
 

3) Es besteht kein Rechtsschutz, wenn der Anspruch auf Rechtsschutz erstmals später als drei Jahre nach Beendi-
gung des Versicherungsschutzes für den betrofenen Gegenstand der Rechtsschutzversicherung geltend gemacht 
wird. 

 
(4) Voraussetzungen für den Anspruch auf Rechtsschutz 

1) Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles im Zusammenhang mit der im Versi-
cherungsvertrag genannten Tätigkeit des Versicherten innerhalb des versicherten Zeitraumes. 

 
2) Als Rechtsschutzfall gilt 

a) für die Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens gegen den Ver-
sicherten; 

b) für die standes- und disziplinarrechtlichen Verfahren die Einleitung eines förmlichen standes- oder diszipli-
narrechtlichen Verfahrens gegen den Versicherten; 

c) für den Zeugenbeistand die mündliche oder schrifliche Auforderung an den Versicherungsnehmer oder die 
von ihm im Versicherungsvertrag benannte Person zur Zeugenaussage; 

d) für die Firmenstellungnahme die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens gegen das versicherte Unternehmen. 
 
Als eingeleitet gilt ein Ermittlungs-, standes- oder disziplinarrechtliches Verfahren, wenn es bei der zuständigen 
Behörde/Standesorganisation als solches verfügt ist. 

 
(5) Leistungsumfang 

1) Die ARAG trägt 
a) die dem Versicherten auferlegten Kosten der versicherten Verfahren einschließlich der Strafvollstreckungs-

verfahren; 
die ARAG übernimmt auch die dem Versicherten auferlegten Kosten für die Wahrnehmung rechtlicher Inte-
ressen in einem Verwaltungsstreitverfahren, soweit die Durchführung des vom Versicherungsschutz erfassten 
Straf- oder Ordnungswidrigkeitenverfahrens von der Beurteilung einer verwaltungsrechtlichen Vorfrage ab-
hängt und aus diesem Grund eine Aussetzung dieser Verfahren erfolgt; 

 
b) für den Versicherungsnehmer, weitere im versicherten Unternehmen tätige Mitinhaber sowie bei juristischen 

Personen für deren gesetzliche Vertreter die angemessene Vergütung sowie die nach dem Rechtsanwaltsver-
gütungsgesetz (RVG) üblichen Auslagen eines beaufragten Rechtsanwaltes für die 
aa) Verteidigung in Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren einschließlich Strafvollstreckungsverfahren; 
bb) Verteidigung in disziplinar- und standesrechtlichen Verfahren; 
cc) Firmenstellungnahme; 
dd) verwaltungsrechtliche Tätigkeit, welche dazu dient, die Verteidigung in eingeleiteten Straf- und Ord-

nungswidrigkeitenverfahren, die vom Versicherungsschutz erfasst werden, zu unterstützen; 
ee) Erstellung eines verwaltungsrechtlichen Gutachtens, soweit dieses für die Verteidigung in einem eingelei-

teten und vom Versicherungsschutz umfassten Straf- oder Ordnungswidrigkeitenverfahren erforderlich 
ist; 

f) Tätigkeit als Zeugenbeistand. 
 
Die Angemessenheit der zwischen dem Rechtsanwalt und dem Versicherten vereinbarten Vergütung prüf die 
ARAG in entsprechender Anwendung von § 4 Absatz 4 RVG. Nach dieser Vorschrif kann eine mit dem Rechts-
anwalt vereinbarte Vergütung, die unter Berücksichtigung aller Umstände unangemessen hoch ist, auf den 
angemessenen Betrag herabgesetzt werden. 
Ist die Vereinbarung unangemessen hoch, übernimmt der Versicherer nicht die volle Vergütung, sondern le-
diglich den angemessenen Betrag. 

 
c) für alle anderen nach § 1 Absatz 1 versicherten Personen die Vergütung eines für diese Personen tätigen 

Rechtsanwaltes bis zur Höhe der gesetzlichen Vergütung eines am Ort des zustän-digen Gerichtes ansässigen 
Rechtsanwaltes für die 
aa) Verteidigung des Versicherten in Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren einschließlich Strafvollstre-

ckungsverfahren; 
bb) Verteidigung des Versicherten in disziplinar- und standesrechtlichen Verfahren; 

 
d) die Kosten für notwendige Reisen des für den Versicherten tätigen Rechtsanwaltes an den Ort des zuständi-

gen Gerichtes oder den Sitz der für die versicherten Verfahren zuständigen Behörde. Die Reisekosten werden 
bis zur Höhe der für Geschäfsreisen von deutschen Rechtsanwälten geltenden Sätze übernommen; 

 
e) die angemessenen Kosten der vom Versicherten in Aufrag gegebenen Sachverständigengutachten, die für 

seine Verteidigung in Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren erforderlich sind, soweit die ARAG sich zu de-
ren Übernahme schriflich bereit erklärt; 
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f) die gesetzliche Vergütung des für den gegnerischen Nebenkläger tätigen Rechtsanwaltes, soweit der Versi-
cherte durch deren Übernahme eine Einstellung des gegen ihn anhängigen Strafverfahrens erreicht hat, ob-
wohl ein hinreichender Tatverdacht fortbestand; 

 
g) die Kosten der Reisen des Versicherten zum Gericht, wenn dieses das persönliche Erscheinen des Versicher-

ten angeordnet hat; die Reisekosten zu einem inländischen Gericht werden jedoch nur übernommen, wenn 
der Versicherte mehr als 100 km Luflinie vom Gerichtsort entfernt wohnt. Die Reisekosten werden bis zur 
Höhe der für Geschäfsreisen von deutschen Rechtsanwälten geltenden Sätze übernommen. 

 
2) Die ARAG sorgt ferner für 

a) die Übersetzung der für die Verteidigung und den Zeugenbeistand im Ausland notwendigen schriflichen Un-
terlagen und trägt die dabei anfallenden Kosten; 

b) die Auswahl und Beaufragung eines Dolmetschers und trägt die dabei anfallenden Kosten, sofern eine versi-
cherte Person im Ausland verhafet oder dort mit Haf bedroht wird. 

 
3) a) Der Versicherungsnehmer kann die Übernahme der von der ARAG zu tragenden Kosten verlangen, sobald er 

nachweist, dass er zu deren Zahlung verpfichtet ist oder diese Verpfichtung bereits erfüllt hat. 
b) Vom Versicherungsnehmer in fremder Währung aufgewandte Kosten werden diesem in Euro zum Wechsel-

kurs des Tages erstattet, an dem diese Kosten vom Versicherungsnehmer gezahlt wurden. 
 
4) Die ARAG trägt nicht 

a) die Kosten für die Verteidigung gegen den Vorwurf einer Steuerstrafat, wenn das Ermittlungsverfahren durch 
eine Selbstanzeige ausgelöst wird; 

b) die im Versicherungsvertrag vereinbarte Selbstbeteiligung je Rechtsschutzfall; 
c) Kosten für Strafvollstreckungsverfahren jeder Art nach Rechtskraft einer Geldstrafe oder -buße unter 250 Euro; 
d) Kosten, die bei Teileintrittspficht auf den nicht gedeckten Teil entfallen. Trefen Ansprüche zusammen, für die 

teils Versicherungsschutz besteht, teils nicht, trägt die ARAG nur den Teil der angefallenen Kosten, der dem 
Verhältnis des Wertes des gedeckten Teils zum Gesamtstreitwert (Quote) entspricht. In den Fällen des § 2 
richtet sich der von der ARAG zu tragende Kostenanteil nach Gewichtung und Bedeutung der einzelnen Vor-
würfe im Gesamtzusammenhang. 

 
5) Alle Bestimmungen, die den Rechtsanwalt betrefen, gelten entsprechend für Steuerberater und bei der Wahr-

nehmung rechtlicher Interessen im Ausland für dort ansässige rechts- und sachkundige Bevollmächtigte, die be-
fugt sind, die Verteidigung einer versicherten Person zu übernehmen. 

 
6) Soweit im Versicherungsvertrag nicht etwas anderes vereinbart ist, zahlt die ARAG in jedem Rechtsschutzfall so-

wie für zeitlich und ursächlich zusammenhängende Rechtsschutzfälle einmal die in § 5 Absätze 1 und 2 genannten 
Kosten bis zu der im Versicherungsvertrag für die einzelne versicherte Person vereinbarten Versicherungssumme, 
jedoch höchstens die vereinbarte Gesamtversicherungssumme für alle in einem Kalenderjahr eingetretenen 
Rechtsschutzfälle. 
Richtet sich ein versichertes Verfahren gegen mehrere Versicherte oder werden in demselben Verfahren mehrere 
Versicherte zur Zeugenaussage aufgefordert, handelt es sich um denselben und nicht jeweils um einen neuen 
Rechtsschutzfall. 

 
(6) Örtlicher Geltungsbereich 

(1) Versicherungsschutz besteht für Rechtsschutzfälle, die in Europa (im geographischen Sinn) eintreten und für die in 
diesem Bereich der gesetzliche Gerichtsstand gegeben ist. 

 
(7) Anzuwendende Bestimmungen 

Soweit vorstehend nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist, gelten die Bestimmungen der §§ 1, 4 a, 7 bis 14, 16, 
17 und 20 ARB 2008 M entsprechend. 

 
 

Sonderbedingung 3 zu den ARB 2008 M: Antidiskriminierungs-Rechtsschutz  
für Selbstständige 
 
(1) Versicherungsnehmer 

Versichert ist der Versicherungsnehmer in Ausübung seiner im Versicherungsschein bezeichneten selbstständigen Tä-
tigkeit. 

 
(2) Versichertes Risiko 

Rechtsschutz besteht für die außergerichtliche und gerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versiche-
rungsnehmers zur Abwehr von Ansprüchen nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) bzw. gleichartigen 
Bestimmungen anderer in- oder ausländischer Rechtsvorschrifen wegen der Verletzung von Benachteiligungsverbo-
ten. Der Rechtsschutz umfasst die Abwehr von Ansprüchen auf 
• Unterlassung, 
• Beseitigung, 
• Duldung, 
• Vornahme von Handlungen, 
• Entschädigung oder Schadenersatz, 
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die gegen den Versicherungsnehmer aufgrund von Handlungen oder Unterlassungen im Zusammenhang mit der im 
Versicherungsvertrag zugrunde liegenden Tätigkeit geltend gemacht werden, sofern der Versicherungsschutz nicht be-
reits in anderen versicherten Leistungsarten enthalten ist. 

 
(3) Voraussetzungen für den Anspruch auf Rechtsschutz 

Der Rechtsschutzfall gilt in dem Zeitpunkt als eingetreten, in dem der Versicherungsnehmer begonnen hat oder be-
gonnen haben soll, gegen Vorschrifen des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes oder anderer gleichartiger in- und 
ausländischer Rechtsvorschrifen zu verstoßen. Für vertragliche Ansprüche besteht Rechtsschutz jedoch erst nach Ab-
lauf von drei Monaten nach Versicherungsbeginn (Wartezeit). 

 
(4) Versicherte Kosten 

Die ARAG trägt Kosten gemäß § 5 Absätze 1 a) bis d), g) und h), 2, 3, 4, 5 Buchstabe a) sowie 6 c) ARB 2008 M. 
 
(5) Örtlicher Geltungsbereich 

Rechtsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
sowie der Schweiz erfolgt und ein Gericht dort gesetzlich zuständig ist oder wäre, wenn ein gerichtliches Verfahren ein-
geleitet würde. 

 
(6) Anzuwendende Bestimmungen  

Über die vorstehend genannte Regelung des § 5 ARB 2008 M hinaus gelten die §§ 1, 2, 3 mit Ausnahme des Absat-
zes 2 a) und b), § 4 Absätze 2 und 3, §§ 7 bis 14 und 16 bis 20 ARB 2008 M. 

 
 

Sonderbedingung 10 zu den ARB 2008 M: ARAG JuraTel® 
 
(1) Gegenstand von ARAG JuraTel® 

Die ARAG stellt dem Versicherungsnehmer eine Rufnummer für den schnellen und einfachen Zugang zu einer telefo-
nischen Erstberatung (einem telefonischen ersten Beratungsgespräch) durch einen in Deutschland zugelassenen 
Rechtsanwalt in allen Rechtsangelegenheiten zur Verfügung, auf die deutsches Recht anwendbar ist. 

 
(2) Voraussetzungen für den Anspruch auf Rechtsschutz 

Ein Anspruch auf Rechtsschutz besteht bei Vorliegen eines Beratungsbedürfnisses in allen eigenen Rechtsangelegen-
heiten des Versicherungsnehmers sowie in privaten Rechtsangelegenheiten seines ehelichen, eingetragenen oder mit 
ihm in häuslicher Gemeinschaf zusammenlebenden sonstigen Lebenspartners (im Sinne des § 3 Absatz 4 b) ARB 2008 
M), soweit dieser am Wohnsitz des Versicherungsnehmers amtlich gemeldet ist, und deren minderjährige und unver-
heiratete, nicht in einer eingetragenen Lebenspartnerschaf (im Sinne des § 3 Absatz 4 b) ARB 2008 M) lebenden voll-
jährigen Kinder, letztere jedoch längstens bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmals eine auf Dauer angelegte berufi-
che Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten. Es besteht für die telefonische 
Erstberatung keine Wartezeit. 

 
(3) Leistungsumfang 

Die ARAG übernimmt je telefonische Erstberatung (Rat oder Auskunf), die nicht mit einer anderen gebührenpfichti-
gen Tätigkeit zusammenhängt, die Vergütung eines für den Versicherungsnehmer tätigen Rechtsanwaltes bis zur Höhe 
von 250 Euro, für alle in einem Kalenderjahr angefallenen telefonischen Erstberatungen jedoch nicht mehr als 
500 Euro. Eine Selbstbeteiligung ist für die telefonische Erstberatung nicht vereinbart. 

 
(4) Anzuwendende Bestimmungen 

Soweit vorstehend nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist, gelten die Bestimmungen der §§ 1, 7 bis 12, 14, 16, 17 
und 20 ARB 2008 M entsprechend. 

 
(5) Vorzeitige Vertragsbeendigung bei Vereinbarung von ARAG JuraTel® als Einzelvertrag 

Ist ARAG JuraTel® als Einzelvertrag vereinbart und bejaht die ARAG ihre Leistungspficht für mindestens zwei telefoni-
sche Erstberatungen innerhalb von vierundzwanzig Monaten, sind der Versicherungsnehmer und die ARAG nach der 
Beratung für die zweite oder jede weitere telefonische Erstberatung berechtigt, den Vertrag ARAG JuraTel® vorzeitig zu 
kündigen. 
Die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat nach der zweiten oder jeden weiteren Erstberatung 
innerhalb des vorgenannten Zeitraumes zugegangen sein; sie wird sofort nach ihrem Zugang wirksam. Eine Kündigung 
nach dieser Vorschrif bedarf der Textform. 

 
 

Sonderbedingung 11 zu den ARB 2008 M: Online-Forderungsmanagement 
 
(1) Gegenstand des Rechtsschutzes 

Die ARAG stellt dem Versicherungsnehmer ein Internetportal zur Verfügung für die schnelle und einfache Beaufra-
gung eines Inkassodienstleisters mit der Einziehung  von Zahlungsforderungen, 
• die mit der im Versicherungsschein genannten gewerblichen, freiberufichen oder sonstigen selbstständigen Tätig-

keit des Versicherungsnehmers im Zusammenhang stehen, 
• die der Versicherungsnehmer nicht kraf rechtsgeschäflicher Abtretung erlangt hat und  
• für die im Falle gerichtlicher Geltendmachung ein deutsches Gericht zuständig ist. 
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Für die Tätigkeit des Inkassodienstleisters ist die ARAG nicht verantwortlich. 
 
(2) Voraussetzungen für den Anspruch auf Rechtsschutz 

1) Anspruch auf Rechtsschutz besteht, wenn  
a) die einzelne Zahlungsforderung mindestens 50 Euro und höchstens 50.000 Euro beträgt, 
b) die Rechnungsstellung längstens zwölf Monate vor Abschluss des Rechtsschutzvertrages erfolgte, 
c) und solange die Zahlungsforderung unstrittig ist, d.h. solange der Schuldner keine materiell-rechtlichen Ein-

wände gegen die Forderung erhebt 
d) und der Schuldner der Zahlungsforderung des Versicherungsnehmers nicht nachgekommen ist; 

 
2) Ein Anspruch auf Rechtsschutz besteht nicht für Zahlungsforderungen in ursächlichem Zusammenhang mit 

a) Spiel- oder Wettverträgen,  
b) Termin- oder vergleichbaren Spekulationsgeschäfen sowie  
c) Gewinnzusagen, 
d) dem Ankauf, der Veräußerung, der Verwaltung von  

• Wertpapieren (z.B. Aktien, Rentenwerte, Fondsanteilen), 
• Wertrechten, die Wertpapieren gleichstehen (z.B. Schuldverschreibungen der öfentlichen Hand),  
• Beteiligungen (z.B. an Kapitalanlagemodellen, stillen Gesellschafen, Genossenschafen)  
und deren Finanzierung;. 

 
3) Der Inkassodienstleister ist berechtigt, den Inkassoaufrag abzulehnen, wenn die Forderung verjährt ist bezie-

hungsweise weil (weitere Beitreibungsbemühungen wegen der persönlichen und wirtschaflichen Verhältnisse des 
Schuldners nach verständiger kaufmännischer Würdigung ohne hinreichende Aussicht auf Erfolg sind. 

 
(4) Der Versicherungsschutz endet, wenn die Zahlungsforderung strittig wird. Die Kosten für das strittige Verfahren 

übernimmt die ARAG im Rahmen des Online-Forderungsmanagements nicht. 
 
(3) Leistungsumfang 

1) Besteht ein Anspruch nach diesen Bedingungen übernimmt die ARAG die Kosten für den Inkassodienstleister (In-
kassokosten). 

 
2) Ferner trägt die ARAG, solange die Zahlungsforderung unstrittig ist, die Gerichtskosten für einen Mahn- und Voll-

streckungsbescheid sowie die Kosten der Zwangsvollstreckung für drei Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, die der 
Inkassodienstleister verauslagt hat, soweit die Zwangsvollstreckungsmaßnahmen nicht später als fünf Jahre nach 
Rechtskraf des Vollstreckungstitels eingeleitet werden. 

 
3) Neben den Inkassokosten erstattet die ARAG auch die notwendigen Auslagen des Inkasso-dienstleisters für Anfra-

gen beim Einwohnermeldeamt. 
 

4) Die Umsatzsteuer trägt die ARAG nur, soweit der Versicherungsnehmer nicht zum Vorsteuer-abzug berechtigt ist. 
 
(4) Anzuwendendes Recht 

Soweit vorstehend nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist, gelten die Bestimmungen der §§ 7 bis 11, 14, 16 und 
20 ARB 2008 M sinngemäß. 

 
(5) Vorzeitige Vertragsbeendigung bei Vereinbarung von Online-Forderungsmanagement als Einzelvertrag 

Ist ARAG Online-Forderungsmanagement als Einzelvertrag vereinbart, kann der Vertrag nach Maßgabe der nachfol-
genden Bestimmungen vorzeitig gekündigt werden. 
1) Lehnt der durch die ARAG benannte Inkassodienstleister den Inkassoaufrag mangels hinreichender wirtschafli-

cher Erfolgsaussichten ab, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag vorzeitig kündigen. 
 
2) Bejaht die ARAG ihre Leistungspficht für mindestens zwei Inkassoaufräge innerhalb von vierundzwanzig Mona-

ten, sind der Versicherungsnehmer und die ARAG nach Annahme des zweiten oder jeden weiteren Inkassoaufra-
ges berechtigt, den Vertrag vorzeitig zu kündigen. 

 
3) Die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat nach Zugang der Ablehnung des Inkassoaufra-

ges gemäß Zifer 1) oder Übernahme des Inkassoaufrages gemäß Zifer 2) zugegangen sein; sie wird sofort nach ih-
rem Zugang wirksam. Eine Kündigung nach dieser Vorschrif bedarf der Textform. 

 
 

Sonderbedingung 12 zu den ARB 2008 M: Rechtsschutz für Wirtschafsmediation 
 
(1) Gegenstand des Rechtsschutzes für Wirtschafsmediation 

Wirtschafsmediation ist ein Verfahren zur freiwilligen, außergerichtlichen Streitbeilegung, bei dem die Parteien mit 
Hilfe der Moderation eines neutralen Dritten, des Mediators, eine eigenverantwortliche Problemlösung erarbeiten. 
Die ARAG ermöglicht dem Versicherungsnehmer bei Konfikten im Zusammenhang mit seiner gewerblichen, freibe-
rufichen oder sonstigen selbständigen Tätigkeit die Durchführung eines solchen Mediationsverfahrens und trägt die 
Kosten im Umfang des Absatzes 4. 
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(2) Anwendungsbereich 
Der Rechtsschutz für Wirtschafsmediation erstreckt sich auf 
a) Konfikte mit Vertragspartnern (z.B. Kunden, Lieferanten, Beratern) aus schuldrechtlichen Verträgen, 
b) Konfikte mit Nachbarn in Grundstücksangelegenheiten, 
c) Konfikte mit Behörden (z.B. Bauvorhaben, Umweltprobleme). 
Die am Konfikt beteiligten Parteien müssen ihren Sitz in Deutschland haben. 
Die Risikoausschlüsse nach § 3 ARB 2008 M kommen nicht zur Anwendung. 

(3) Voraussetzungen für den Anspruch auf Rechtsschutz 
Anspruch auf Rechtsschutz besteht, wenn der Versicherungsnehmer oder ein anderer einen Verstoß gegen Rechts-
pfichten oder Rechtsvorschrifen begangen hat oder begangen haben soll. 

 
(4) Leistungsumfang 

Kommt mit Hilfe der ARAG ein Mediationsvertrag zustande, trägt die ARAG von den auf den Versicherungsnehmer ent-
fallenden Kosten des Mediators bis zu 1.500 Euro je Mediation, für alle in einem Kalenderjahr eingeleiteten Mediatio-
nen jedoch nicht mehr als 3.000 Euro. 
Eine Selbstbeteiligung gilt für diese Leistung nicht. 
Für die Tätigkeit des Mediators ist die ARAG nicht verantwortlich. 

 
(5) Anzuwendende Bestimmungen 

Soweit vorstehend nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist, gelten die Bestimmungen der §§ 1, 7 bis 14, 16, 17 
und 20 ARB 2008 M entsprechend. 
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Versicherteninformation ARAG SE 

nach § 1 VVG-Informationspfichtenverordnung 
 
 

1 Identität und ladungsfähige Anschrif des  ersicherers 
 

Vertragspartner für die Rechtsschutzversicherung ist die 
ARAG SE 
ARAG Platz 1, 40472 Düsseldorf 
Aufsichtsratsvorsitzender: Gerd Peskes 
Vorstand: Dr. Paul-Otto Faßbender (Vorsitzender) 
Dr. Johannes Kathan, Dr. Matthias Maslaton, Werner Nicoll, Hanno Petersen, Dr. Joerg Schwarze 
Sitz und Registergericht: Düsseldorf, HRB 66846 
USt-ID-Nr.: DE 811 125 216 

 
 

2 Hauptgeschäfstätiggeit des  ersicherers 
 

Die Hauptgeschäfstätigkeit der ARAG SE ist der Betrieb der Rechtsschutzversicherung. 
 
 

3  ertragsbedingungen und wesentliche Mergmale der  ersicherungsleistung 
 

Dem Versicherungsverhältnis liegen die jeweils vereinbarten Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung in der bei An-
tragstellung geltenden Fassung zugrunde. Der Text dieser Bedingungen ist beigefügt.  
Die ARAG SE erbringt nach Eintritt eines Versicherungsfalls die für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des Versi-
cherungsnehmers bzw. Versicherten erforderlichen Leistungen im vereinbarten Umfang (Rechtsschutz). Der Versicherungs-
fall gilt als eingetreten 

1. im Rahmen der Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung (ARB)  
a) im Schadenersatz-Rechtsschutz von dem Schadenereignis an, das dem Anspruch zugrunde liegt; 
b) im (erweiterten) Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafs- und Erbrecht sowie im Rechtsschutz in 

Ehesachen vor Gerichten nach Änderung der persönlichen Rechtslage; 
c) im Betreuungs-Rechtsschutz mit Einleitung des Betreuungsverfahrens; 
d) im Rahmen von ARAG JuraTel®, ARAG JuraCheck und ARAG JuraCheck plus bei Vorliegen eines Beratungsbedürfnisses in 

eigenen Rechtsangelegenheiten; 
e) in allen anderen Fällen von dem Zeitpunkt an, in dem der Versicherungsnehmer oder ein anderer einen Verstoß gegen 

Rechtspfichten oder Rechtsvorschrifen begangen hat oder begangen haben soll. 
2. im Rahmen der Allgemeinen Bedingungen für die Spezial-Straf-, Vermögensschaden- und Anstellungsvertrags-Rechtsschutz-

versicherung (SVA) 
a) im Vermögensschaden-Rechtsschutz, wenn zum Zeitpunkt der erstmaligen Geltendmachung des Hafpfichtanspruchs 

auf Ersatz des Vermögensschadens der Versicherungsvertrag für den Versicherten noch besteht und ein Versicherungs-
fall innerhalb des versicherten Zeitraums eingetreten ist. Dieser Anspruch gilt dann als geltend gemacht, wenn er gegen 
eine versicherte Person schriflich erhoben wird. Der Versicherungsfall gilt in dem Zeitpunkt als eingetreten, in dem der 
Versicherte begonnen hat oder begonnen haben soll, gegen Rechtsvorschrifen zu verstoßen, wodurch ein Vermögens-
schaden verursacht sein könnte; 

b) im Anstellungsvertrags-Rechtsschutz, wenn innerhalb des versicherten Zeitraums, nach Ablauf einer Wartezeit von drei 
Monaten nach Versicherungsbeginn, der Versicherte oder ein anderer einen Verstoß gegen Rechtspfichten oder Rechts-
vorschrifen begangen hat oder begangen haben soll, wodurch eine Streitigkeit aus dem Anstellungsvertrag ausgelöst 
wurde. 

c) im Spezial-Straf-Rechtsschutz 
a) im Straf- und Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens gegen den Versicherten; 
b) im Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz ab Einleitung eines entsprechenden förmlichen Verfahrens gegen den Ver-

sicherten; 
c) für den Zeugenbeistand die mündliche oder schrifliche Auuorderung zur Zeugenaussage; 
d) bei Durchsuchungen einschließlich Arrestverfahren 

• für beschuldigte Versicherte die Einleitung des Ermittlungsverfahrens, 
• für in sonstiger Weise Betrouene der Beginn der Durchführung dieser Maßnahme, 
• bei Arrestverfahren der Erlass des Arrestbeschlusses nach § 111 StPO; 

e) in Verfahren vor parlamentarischen Untersuchungsausschüssen die Ladung des Versicherten zur Ausschusssitzung; 
f) für die Firmenstellungnahme die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens gegen unbekannt; 
g) in Wiederaufnahmeverfahren die Einleitung des Ermittlungsverfahrens gegen den Versicherten in dem rechtskräfig 

abgeschlossenen ursprünglichen Strafverfahren; 
h) in Privatklageverfahren die Anrufung der Vergleichsbehörde durch den Privatkläger; 
i) bei aktiver Strafverfolgung der Zeitpunkt, zu dem der Beschuldigte begonnen hat oder begonnen haben soll, den an-

gezeigten Strafatbestand bzw. die Dienstpficht zu verletzen. 



2 Versicherteninformation – ARAG Allgemeine Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung 

Die Voraussetzungen zu 1. bis 2. müssen zudem nach Beginn des Versicherungsschutzes und vor dessen Beendigung eingetre-
ten sein. Für Versicherungsfälle, die während einer Wartezeit eintreten, besteht jedoch kein Kostenschutz. 
Der Umfang des Versicherungsschutzes richtet sich nach den individuell ausgewählten Produkten, Leistungsarten, Versiche-
rungssummen und Selbstbehalten. 

 
 

4 Gesamtpreis der  ersicherung 
 

Den zu entrichtenden Gesamtbeitrag und den Beitrag je Rechtsschutzrisiko einschließlich etwaiger Zuschläge für unterjährige 
Zahlungsweise sowie der zurzeit gültigen Versicherungsteuer und die gewählte Zahlungsweise können Sie dem Produktin-
formationsblatt sowie dem Antrag entnehmen. 

 
 

5 Zusätzliche Kosten 
 

Zusätzliche vertragliche Kosten fallen nicht an. 
 
 

6 Beitragszahlung 
 

Der Beitrag ist zu Beginn eines jeden Versicherungsjahres zu entrichten, kann aber auch unterjährig in gleichen Beitragsraten, 
das heißt monatlich, vierteljährlich oder halbjährlich gezahlt werden.  
Der Erstbeitrag wird nach Abschluss des Vertrags fällig, jedoch nicht vor dem vereinbarten Versicherungsbeginn. Bei späterer 
Zahlung beginnt der Versicherungsschutz erst mit dem Tag der Zahlung, es sei denn, die verspätete Zahlung beruht nicht auf 
Ihrem Verschulden. 
Folgebeiträge sind jeweils zum Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums zu zahlen. 
Bei erteiltem SEPA-Lastschrifmandat hat der Versicherungsnehmer sicherzustellen, dass das zum Einzug angegebene Konto 
zum Zeitpunkt der Fälligkeit die erforderliche Deckung aufweist. 
Während der Vertragslaufzeit unterliegen die Beiträge für eine Rechtsschutzversicherung nach den Allgemeinen Bedingungen 
für die Rechtsschutzversicherung der möglichen Beitragsanpassung (Erhöhung oder Verminderung) gemäß § 10 ARB. 
Verträge mit Beitrag nach Tarifgruppe N (Normaltarif), Tarifgruppe B (Behördenbedienstete, Beamte), Tarifgruppe S (Selbst-
ständige) oder einem Assekuranztarif werden nach dem Wegfall der Voraussetzungen hierfür gemäß § 11 ARB zu dem sich da-
nach ergebenden, der jeweiligen Eigenschaf des Versicherungsnehmers entsprechenden Tarif fortgeführt. 

 
 

7 Gültiggeitsdauer der zur  erfügung gestellten Informationen 
 

An konkrete Informationen zu Rechtsschutzprodukten, insbesondere hinsichtlich der genannten Beiträge, halten wir uns ei-
nen Monat gebunden. 

 
 

8 Zustandegommen des  ertrags, Antragsbindefrist, Beginn des  ersicherungsschutzes 
 

Der Vertrag kommt durch den Antrag auf Rechtsschutz seitens eines Vertragspartners und die Annahme dieses Antrags durch 
den anderen Vertragspartner zustande. Der Antragsteller hält sich an seinen Antrag einen Monat gebunden. 
Eine Antragsannahme der ARAG SE erfolgt durch die Ausstellung eines Versicherungsscheins oder eine Annahmeerklärung. 
Bei einer Anfrage durch den Versicherungsnehmer (Invitatio-Antrag) erfolgt das Angebot durch die ARAG SE und die Annah-
me des Angebots durch Annahmeerklärung des Versicherungsnehmers. 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem vereinbarten Zeitpunkt, sofern der Erstbeitrag rechtzeitig gezahlt wird (siehe Ziffer 6). 
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9 Widerrufsbelehrung 
 
 Widerrufsrecht 

Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Gründen in Textform (zum Beispiel Brief, Fax, E-Mail) 
widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen, die weiteren Informationen nach § 7 Absatz 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in 
Verbindung mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspfichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten 
haben, jedoch nicht vor Erfüllung unserer Pfichten gemäß § 312g Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in Verbindung 
mit Artikel 246 § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die recht-
zeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an: 
ARAG SE, ARAG Platz 1, 40472 Düsseldorf 
Telefax +49 (0) 211 963 28 50 
E-Mail service@ARAG.de 
 

 Widerrufsfolgen 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz, und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des 
Widerrufs entfallenden Teil der Prämien, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Wider-
rufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbe-
halten; dabei handelt es sich um den im Produktinformationsblatt unter Ziuer 3 ausgewiesenen rechnerischen Tagesbeitrag 
pro Tag. Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Be-
ginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene 
Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (zum Beispiel Zinsen) herauszugeben sind. 
 

 Besonderer Hinweis 
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig 
erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 
 
Ende der Widerrufsbelehrung 
 
 

10 Laufzeit und Beendigung der Rechtsschutzversicherung, insbesondere durch 
Kündigung 

 
Die vereinbarte Laufzeit der Rechtsschutzversicherung folgt aus den konkreten Vertragsvereinbarungen (zum Beispiel Antrag). 
Die Rechtsschutzversicherung kann von beiden Parteien erstmalig zum Ende der vereinbarten Vertragslaufzeit, spätestens je-
doch nach drei Jahren gekündigt werden. Wird sie nicht gekündigt, verlängert sich das Vertragsverhältnis bei Verträgen von 
mindestens einjähriger Vertragsdauer mit dem Ablauf der vereinbarten Vertragszeit um ein Jahr und weiter von Jahr zu Jahr 
stillschweigend. Es ist dann zum Ende des jeweils folgenden Versicherungsjahres kündbar. Kündigungen müssen dem jeweils 
anderen Vertragspartner drei Monate vor Ablauf der Versicherung vorliegen. 
Lehnt die ARAG SE Versicherungsschutz ab, obwohl sie zur Leistung verpfichtet ist, kann der Versicherungsnehmer den Ver-
trag vorzeitig in Schrifform kündigen. 
Bejaht die ARAG SE ihre Leistungspficht für mindestens zwei innerhalb von zwölf Monaten eingetretene Versicherungsfälle, 
sind der Versicherungsnehmer und die ARAG SE berechtigt, den Vertrag in Schrifform vorzeitig zu kündigen. 
Die Kündigungsfrist beträgt in den letztgenannten Fällen einen Monat, das heißt, die Kündigung muss dem Vertragspartner 
spätestens einen Monat nach Zugang der Ablehnung des Rechtsschutzes oder Anerkennung der Leistungspficht für den zwei-
ten oder jeden weiteren Versicherungsfall zugegangen sein. 
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem Zugang bei der ARAG SE wirksam. Der Versiche-
rungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende des lau-
fenden Versicherungsjahres, wirksam wird. 
Eine Kündigung der ARAG wird einen Monat nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

 
 

11 Anwendbares Recht, zuständiges Gericht, Kommunigationssprache 
 

Der Aufnahme von Beziehungen zum Versicherungsnehmer vor Abschluss einer Rechtsschutzversicherung liegt ebenso das 
Recht der Bundesrepublik Deutschland zugrunde wie einer abgeschlossenen Rechtsschutzversicherung. 
Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten die inländischen Gerichtsstände nach §§ 13, 17, 21, 29 ZPO und § 215 VVG. 
Die Versicherungsbedingungen und sämtliche vor oder nach Vertragsschluss ausgehändigten Informationen werden in deut-
scher Sprache verfasst. Auch während der Laufzeit der Rechtsschutzversicherung wird die ARAG SE die Kommunikation in 
deutscher Sprache führen. 
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12 Außergerichtliche Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren 
 

Lehnt die ARAG SE Versicherungsschutz ab, weil der durch die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen voraussichtlich ent-
stehende Kostenaufwand in einem groben Missverhältnis zum angestrebten Erfolg steht oder weil sie keine hinreichende 
Aussicht auf Erfolg verspricht, kann der Versicherungsnehmer, soweit er der Auuassung der ARAG SE nicht zustimmt und sei-
nen Anspruch auf Rechtsschutz aufrechterhält, innerhalb eines Monats die Einleitung eines Stichentscheids oder Schiedsgut-
achterverfahrens von der ARAG SE verlangen (siehe § 3a ARB sowie Ziuer 7 Teil B SVA). Die Auuorderung zur Einleitung des 
Verfahrens ist an die ARAG SE zu richten (Adresse siehe Ziuer 1). 
Darüber hinaus ist die ARAG SE Mitglied im Verein „Versicherungsombudsmann e.V.“, einer unabhängigen Einrichtung der 
deutschen Versicherungswirtschaf zur Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Verbrauchern und Versicherungsunterneh-
men. Der Versicherungsnehmer hat die Möglichkeit, diese Stelle anzurufen, wenn es sich um einen Anspruch aus dem Versi-
cherungsvertrag oder dessen Anbahnung oder Vermittlung handelt: 
Versicherungsombudsmann e. V. 
Postfach 08 06 32 
10006 Berlin 
Die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt für den Versicherungsnehmer hiervon unberührt. 

 
 

13 Beschwerdegesuch bei der zuständigen Aufsichtsbehörde 
 

Eine Beschwerde des Versicherungsnehmers kann auch direkt gerichtet werden an die  
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht  
Graurheindorfer Str. 108 
53117 Bonn 
 
 



 1 

Wichtige Hinweise 
 
Allgemeine Vertragsvereinbarungen 
 
 Die aufgrund Ihres Antrages abgeschlossenen Versicherungen sind grundsätzlich rechtlich selbststän-

dige und voneinander unabhängige Verträge.  
Dies gilt nicht für die unter Verkehrs-Rechtsschutz abgeschlossenen Risiken; diese bilden einen einheit-
lichen Vertrag.  
Soweit ARAG JuraTel® und Online-Forderungsmanagement nicht einzeln abgeschlossen werden, han-
delt es sich bei diesen Risiken nicht um rechtlich selbstständige Verträge.  
Rechtsschutz in Unterhaltssachen und Rechtsschutz in Ehesachen – soweit abgeschlossen – stellen       
ebenfalls keine rechtlich selbstständigen Verträge dar.  
Vertrags-Rechtsschutz für Hilfsgeschäfte, Versicherungs-Vertrags-Rechtsschutz für Selbstständige, Anti-
diskriminierungs-Rechtsschutz und Rechtsschutz für Wirtschaftsmediation sind integrierte unselbst-
ständige Bestandteile des Individual-Rechtsschutzes für Selbstständige und Unternehmen. Dies gilt 
auch für den erweiterten Straf-Rechtsschutz, der optional zum vorgenannten Produkt vereinbart wer-
den kann.  
Den abgeschlossenen Versicherungen liegen die aktuellen Allgemeinen Bedingungen für die Rechts-
schutzversicherung der ARAG sowie die vereinbarten Klauseln und/oder Sonderbedingungen zugrunde. 
 

Alle für die ARAG bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen entweder an die ARAG Hauptverwal-
tung oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen aufgeführte zuständige Stelle ge-
richtet werden. Sie sollten auch dann in Textform erfolgen, wenn eine solche Form weder im Gesetz 
noch im Versicherungsvertrag vorgesehen ist. 
 

Versicherungssummen 
 
 Die Versicherungssumme beträgt je Rechtsschutzfall 

 

• in Europa (§ 6 Absatz 1 ARB) 
 

• soweit nachfolgend nichts anderes gesagt ist - grundsätzlich bis zu 1.000.000 Euro; 
• im Rahmen des Top-Rechtsschutzes § 26a ARB ist sie unbegrenzt; 

 

• im erweiterten Straf-Rechtsschutz bis zu 300.000 Euro; diese Versicherungssumme stellt zu-
gleich die Gesamtversicherungssumme für alle in einem Kalenderjahr eingetretene Rechts-
schutzfälle dar; 

 

• im Rechtsschutz in Unterhaltssachen und im Rechtsschutz in Ehesachen vor Gerichten – sofern 
vereinbart - jeweils  bis zu 30.000 Euro;  

 

• weltweit (§ 6 Absatz 2 ARB) bis zu 100.000 Euro; 
 

• für die Bereitstellung von Strafkautionen (als Darlehen) zusätzlich 
 

• in Europa (§ 6 Absatz 1 ARB) bis zu 200.000 Euro; 
 

• weltweit (§ 6 Absatz 2 ARB bis zu 100.000 Euro; 
 

jeweils abzüglich einer eventuell vereinbarten Selbstbeteiligung; 
 

• im Rahmen von ARAG JuraTel® bis zu 250 Euro, für alle Erstberatungen eines Kalenderjahres maxi-
mal bis zu 500 Euro; 

 

• im Rechtsschutz für Wirtschaftsmediation bis zu 1.500 Euro je Mediation, für alle Wirtschaftsmedia-
tionen in einem Kalenderjahr maximal bis zu 3.000 Euro. 

 
Selbstbeteiligung 
 
 Mit Ausnahme von ARAG JuraTel®, Online-Forderungsmanagement und Rechtsschutz für Wirtschafts-

medion sowie des Rechtsschutzes in Unterhaltssachen und des Rechtsschutzes in Ehesachen vor Gerich-
ten  beträgt die Selbstbeteiligung aller anderen Rechtsschutzprodukte standardmäßig 150 Euro je 
Rechtsschutzfall. 
Abweichende Selbstbeteiligungen können insoweit mit 250, 500 oder 1.000 Euro je Rechtsschutzfall 
vereinbart werden.  
Im Rechtsschutz in Unterhaltssachen beträgt die Selbstbeteiligung je Rechtsschutzfall 250 Euro und im 
Rechtsschutz in Ehesachen vor Gerichten 500 Euro. 
Mit Ausnahme des Rechtsschutzes in Unterhaltssachen sowie des Rechtsschutzes in Ehesachen vor Ge-
richten kann gegen Beitragszuschlag auch vereinbart werden, dass eine Selbstbeteiligung entfällt.  
ARAG JuraTel®, Online-Forderungsmanagement und Rechtsschutz für Wirtschaftsmedion gelten stets 
ohne Selbstbeteiligung. 
 

Wartezeiten 
 
 3 Monate Wartezeit gelten beim 

Arbeits-Rechtsschutz einschließlich  
Rechtsschutz für Aufhebungsvereinbarungen als Arbeitgeber und  
Antidiskriminierungs-Rechtsschutz; 
Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz’; 
Verwaltungs-Rechtsschutz vor Gerichten in Nicht-Verkehrssachen; 
Vertrags-Rechtsschutz für Hilfsgeschäfte; 
Versicherungs-Vertrags-Rechtsschutz für Selbstständige. 
1 Jahr Wartezeit gilt beim Rechtsschutz in Unterhaltssachen. 
3 Jahre Wartezeit gelten beim Rechtsschutz in Ehesachen vor Gerichten. 
 



2  

 
Tarifgruppen 
 
Tarifgruppe N 
(Normaltarif) 

Die Beiträge der Tarifgruppe N gelten in allen Fällen, in denen nicht ausdrücklich eine andere Tarif-
gruppe vorgesehen ist. 
 

Tarifgruppe B 
(Beamtentarif) 

Die Tarifgruppe B ist zu wählen, wenn der Versicherungsnehmer als Beamter oder Angestellter im öf-
fentlichen Dienst mit mindestens 50 Prozent der wöchentlichen Regelarbeitszeit tätig ist. Entfallen die 
Voraussetzungen für die Zuordnung zur Tarifgruppe B, wird der Vertrag auf die Tarifgruppen N oder – 
bei Vorliegen der Voraussetzungen hierfür – S umgestellt. 
 

Tarifgruppe S 
(Selbstständigentarif) 

Der Tarifgruppe S zuzuordnen sind Personen, die entweder selbst oder deren mitversicherter Lebens-
partner eine gewerbliche, freiberufliche oder sonstige selbstständige Tätigkeit (haupt- oder nebenbe-
ruflich) mit einem Nettojahresumsatz von über 15.000 Euro ausüben. Entfallen die Voraussetzungen für 
die Zuordnung zur Tarifgruppe S, wird der Vertrag auf den Normaltarif oder bei Vorliegen der Voraus-
setzungen hierfür auf den Beamtentarif umgestellt. 
Das höhere Risiko zählt, ist also eine der zu versichernden Personen selbstständig, ist der Vertrag der Ta-
rifgruppe S zuzuordnen. 
 
Als selbstständige Tätigkeit gelten auch 
• die Verwaltung eigenen Vermögens (zum Beispiel Privatier) unter Einsatz von Fremdmitteln, und 

zwar selbst dann, wenn die Vermögensverwaltung ohne planmäßigen Geschäftsbetrieb und nicht 
berufsmäßig erfolgt;  

• die Tätigkeit von Geschäftsführern einer GmbH, die zugleich beherrschende Gesellschafter der 
GmbH sind; das sind Inhaber mit mindestens 50 Prozent der Geschäftsanteile; bei alleinvertre-
tungsberechtigten geschäftsführenden Gesellschaftern gilt das Gleiche. 

 
Tarifgruppe A 
(Assekuranztarif) 

Der Tarifgruppe A zuzuordnen sind Personen, die für Versicherungen tätig sind. Fallen die Vorausset-
zungen für die Zuordnung zur Tarif-gruppe A weg, wird das Vertragsverhältnis auf den Normaltarif N 
oder – bei Vorliegen der Voraussetzungen hierfür – auf den Beamtentarif B oder den Tarif für Selbst-
ständige S umgestellt. 
Zuordnung und Umstellung erfolgen ab der der Kenntnisnahme folgenden Beitragsfälligkeit. 
 

Bündelungsrabatt 
 
 Besteht neben dem Individual-Rechtsschutz für Selbstständige und Unternehmen nach § 28 ARB für ei-

nen oder mehrere Inhaber/Geschäftsführer ein Individual-Rechtsschutz nach § 26a ARB, erhalten diese 
auf Antrag auf den Beitrag für den Individual-Rechtsschutz nach § 26 a ARB einen Bündelrabatt. Endet 
der Individual-Rechtsschutz für Selbstständige und Unternehmen nach § 28 ARB, entfällt der Bündelra-
batt. 
 

 
 



Mitteilung nach § 19 Absatz 5 VVG 
über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die beiliegenden Fragen wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. 
Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen.
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen. Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer 
Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information entnehmen.

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß 
und vollständig anzuzeigen.
Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird?
1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit 
vorliegt.
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalls, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, 
wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand 
• weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls
• noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht
ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben.
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

2. Kündigung
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 
Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

3. Vertragsänderung
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen rück-
wirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 Prozent oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen.

4. Ausübung unserer Rechte
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeit-
punkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir 
die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht 
verstrichen ist. 
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit 
der Anzeige kannten.
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist 
eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben.

5. Stellvertretung durch eine andere Person
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrags durch eine andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsänderung und 
der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich 
darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässig-
keit zur Last fällt.



Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten
durch die deutsche Versicherungswirtschaft
Information zur Verwendung Ihrer Daten
Zur Einschätzung des zu versichernden Risikos vor dem Abschluss des Versicherungsvertrags, zur Durchführung des Vertragsverhältnisses, insbesondere im Leistungsfall, 
benötigen wir personenbezogene Daten von Ihnen. Die Verarbeitung und Nutzung dieser Daten ist gesetzlich geregelt.

Die deutsche Versicherungswirtschaft hat sich in den „Verhaltensregeln für den Umgang mit personenbezogenen Daten durch die deutsche Versicherungswirtschaft“ 
verpflichtet, nicht nur die gesetzlichen Vorgaben einzuhalten, sondern auch darüber hinaus weitere Maßnahmen zur Förderung des Datenschutzes zu ergreifen. 

Erläuterungen dazu können Sie den Verhaltensregeln entnehmen, die Sie im Internet unter www.ARAG.de abrufen  können. Ebenfalls im Internet abrufen können Sie Listen 
der Unternehmen unserer Gruppe, die an einer zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmen sowie Listen der Auftragnehmer und der Dienstleister. 
Auf Wunsch händigen wir Ihnen auch gern einen Ausdruck dieser Listen aus. 

Ihre Rechte
Sie können Auskunft über die zu Ihrer Person gespeicherten Daten beantragen sowie die Berichtigung Ihrer Daten verlangen, wenn diese unrichtig oder unvollständig sind. 
Ansprüche auf Löschung oder Sperrung Ihrer Daten können bestehen, wenn deren Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung sich als unzulässig oder nicht mehr erforderlich erweist. 

In allen diesen Fällen können Sie sich jederzeit an den ARAG Kunden-Service wenden. Sie erreichen uns telefonisch unter +49 211 98 700 700. 
Natürlich können Sie uns auch schreiben: ARAG Versicherungen, ARAG Platz 1, 40472 Düsseldorf oder per Email an service@ARAG.de.

Einwilligung und Schweigepflichtentbindung zur Erhebung und Verarbeitung von Gesundheitsdaten 
und anderen besonderen Arten personenbezogener Daten
Sofern bei der Risiko- oder Leistungsprüfung oder in der Schadenbearbeitung Gesundheitsdaten verarbeitet werden, holen wir zuvor eine Einwilligungs- und ggf. auch eine 
Schweigepflichtentbindungserklärung bei Ihnen bzw. beim Betroffenen ein. Sollen andere besondere Arten personenbezogener Daten im Sinne des § 3 Abs. 9 BDSG erhoben, 
verarbeitet oder genutzt werden, wie beispielsweise die Information über eine Gewerkschaftszugehörigkeit als Tarifmerkmal, wird mit dem betreffenden Antrag eine 
entsprechende Einwilligungserklärung vom Antragsteller eingeholt. 

Hinweis zum Hinweis- und Informationssystem
Die informa Insurance Risk and Fraud Prevention GmbH betreibt das Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft (HIS). An das HIS melden wir – ebenso wie 
andere Versicherungsunternehmen – erhöhte Risiken sowie Auffälligkeiten, die auf Versicherungsbetrug hindeuten könnten und daher einer näheren Prüfung bedürfen.

Zweck des durch das HIS ermöglichten Informationsaustausches ist die Unterstützung der Risikobeurteilung bei Versicherungsanträgen, der Sachverhaltsaufklärung 
bei Versicherungsfällen unter Rückgriff auf frühere Schadenfälle sowie die Bekämpfung von Versicherungsmissbrauch.

Eine Einmeldung in das HIS ist bei Antragstellung oder im Versicherungsfall möglich und kann eine Person oder eine Sache, z. B. eine Immobilie, betreffen. 

Eine Meldung zur Person ist möglich, wenn ungewöhnlich oft Schäden gemeldet werden oder z. B. das Schadenbild mit der Schadenschilderung nicht in Einklang zu bringen ist. 
In diesen Fällen werden insbesondere Name, Anschrift, Geburtsdatum sowie Angaben zum Risiko an das HIS gemeldet.

Im Schadenfall kann es nach einem Hinweis durch das HIS erforderlich sein, genauere Angaben zum Sachverhalt von den Versicherern, die Daten an das HIS gemeldet haben, 
zu erfragen. Auch diese Ergebnisse speichern wir, soweit sie für die Prüfung des Versicherungsfalls relevant sind. Es kann auch dazu kommen, dass wir Anfragen anderer 
Versicherer in einem späteren Leistungsfall beantworten und daher Auskunft über Ihren Schadenfall geben müssen.
Sollten wir Sie, Ihre Immobilie oder Ihr Fahrzeug an das HIS melden, werden Sie in jedem Fall über die Einmeldung von uns benachrichtigt.
Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie im Internet unter www.informa-irfp.de. 

Betriebliche Datenschutzbeauftragte
Die Kontaktdaten unseres betrieblichen Datenschutzbeauftragten finden Sie auf unserer Internetseite www.ARAG.de unter dem Stichwort „Datenschutz“.


	Inhalt
	Allgemeine Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung(ARB 2008 M 2.0) der ARAG SE
	1 Inhalt der Versicherung
	§ 1 Aufgaben der Rechtsschutzversicherung
	§ 2 Leistungsarten
	§ 3 Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten
	§ 3 a Ablehnung des Rechtsschutzes wegen mangelnder Erfolgsaussichten oder Mutwilligkeit
	§ 4 Voraussetzung für den Anspruch auf Rechtsschutz
	§ 4 a Versichererwechsel
	§ 5 Leistungsumfang
	§ 6 Örtlicher Geltungsbereich

	2 Versicherungsverhältnis
	§ 7 Beginn des Versicherungsschutzes
	§ 8 Dauer und Ende des Vertrages
	§ 9 Beitrag
	A. Beitrag und Versicherungsteuer
	B. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einmaliger Beitrag
	C. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag
	D. Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung
	E. Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung
	F. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

	§ 10 Beitragsanpassung
	§ 11 Änderung der für die Beitragsberechnung wesentlichen Umstände
	§ 12 Wegfall des versicherten Interesses
	§ 13 Kündigung nach Rechtsschutzfall
	§ 14 Gesetzliche Verjährung
	§ 15 Rechtsstellung mitversicherter Personen
	§ 16 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung

	3 Rechtsschutzfall
	§ 17 Verhalten nach Eintritt des Rechtsschutzfalls
	§ 18 (nicht belegt)
	§ 19 (entfällt)
	§ 20 Zuständiges Gericht, anzuwendendes Recht

	4 Formen des Versicherungsschutzes
	§ 21 Verkehrs-Rechtsschutz
	§ 21 a Mehrfahrzeug-Rechtsschutz
	§ 22 Fahrer-Rechtsschutz
	§ 26 a Top-Individual-Rechtsschutz
	§ 28 Individual-Rechtsschutz für Selbstständige 
	§ 29 Haus- und Wohnungs-Rechtsschutz

	A. Standardklauseln
	Klausel 1 zu den ARB 2008 M: Single-Rechtsschutz
	Klausel 3 zu den ARB 2008 M: Vertrags-Rechtsschutz für Hilfsgeschäfte von Selbstständigen
	Klausel 4 zu den ARB 2008 M: Versicherungs-Vertrags-Rechtsschutz für Selbstständige
	B. Sonderbedingungen
	Sonderbedingung 1 zu den ARB 2008 M: Erweiterter Straf-Rechtsschutz
	Sonderbedingung 3 zu den ARB 2008 M: Antidiskriminierungs-Rechtsschutz für Selbstständige
	Sonderbedingung 10 zu den ARB 2008 M: ARAG JuraTel®
	Sonderbedingung 11 zu den ARB 2008 M: Online-Forderungsmanagement
	Sonderbedingung 12 zu den ARB 2008 M: Rechtsschutz für Wirtschaftsmediation
	01a  VI aus 27-334 A160 RS Bedingungen 05.2014 - INTERNET.pdf
	Versicherteninformation ARAG SE
	nach § 1 VVG-Informationspflichtenverordnung
	1 Identität und ladungsfähige Anschrift des Versicherers
	2 Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers
	3 Vertragsbedingungen und wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung
	4 Gesamtpreis der Versicherung
	5 Zusätzliche Kosten
	6 Beitragszahlung
	7 Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen
	8 Zustandekommen des Vertrags, Antragsbindefrist, Beginn des Versicherungsschutzes
	9 Widerrufsbelehrung
	Widerrufsrecht
	Widerrufsfolgen
	Besonderer Hinweis

	10 Laufzeit und Beendigung der Rechtsschutzversicherung, insbesondere durch Kündigung
	11 Anwendbares Recht, zuständiges Gericht, Kommunikationssprache
	12 Außergerichtliche Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren
	13 Beschwerdegesuch bei der zuständigen Aufsichtsbehörde

	03 Mitteilung nach § 19 Absatz 5 VVG.pdf
	27_504-AESV_Existenz-Schutz 1-2014 - INTERNET.pdf
	Existenzschutz Rückseiten als PDF
	Verhaltensregeln.pdf
	27_504-AESV_Existenz-Schutz 1-2014 - INTERNET.pdf
	Existenzschutz Rückseiten als PDF





